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Berichtswesen zur Ausführung von Beschlüssen 
im Haupt- und Finanzausschuss am 18.03.2024 
Interfraktioneller Antrag

Antwort der Verwaltung:

Anliegende Übersicht ist vom Stand 2 )

Sie wird nun fortlaufend aktualisiert und fortgeschrieben.



■d CDU BÜNDNIS 90 
DIS GRÜNEN SPD

Freie
Demokraten

FDP DIELlNKE.
Interfraktioneller Antrag für die Sitzung des HFA am 18.03.2024

Berichtswesen zur Ausführung von Beschlüssen im Haupt- und 
Finanzausschuss (HFA)

Der Rat beschließt, dass der Bürgermeister im ersten HFA jedes Quartals eine 
Übersicht über die Ausführung der Beschlüsse vorlegt.

Diese Übersicht beinhaltet mindestens:
o Bezeichnung der Beschlussvorlage
o Beschlussdatum und verantwortlicher Ausschuss
o Aktueller Ausführungsstatus
o Kommentare zum Fortschritt seit dem letzten HFA

Begründung:

Derzeit müssen sich die Fraktionen häufig durch schriftliche oder mündliche 
Anfragen über den Stand der Beschlussausführung informieren. Dieser Prozess 
ist ineffizient und zeitaufwendig. Mit dieser Vorlage streben wir die Schaffung 
eines Systems an, das es allen Beteiligten ermöglicht, sich rasch über den 
Fortschritt der Beschlüsse zu informieren und effizient zu arbeiten.

Laut §65 Absatz 1 Satz 2 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) ist 
es die Aufgabe des Bürgermeisters „über die Ausführung der Beschlüsse dem 
Hauptausschuss regelmäßig zu berichten".

Ein effizientes Berichtswesen erleichtert die Arbeit aller Beteiligten: 
ehrenamtliche Politiker, Bürger und Verwaltung profitieren gleichermaßen. Es 
steigert die Transparenz und fördert die Bürgerbeteiligung. Ein vergleichbares 
System existiert bereits im Umwelt-, Bau- und Feuerwehrausschuss, welches den 
Fortschritt und die Kosten wichtiger Bauprojekte aufzeigt. In Anlehnung daran 
soll eine ähnliche Übersicht für die Umsetzung der Beschlüsse erstellt werden.

Schlüsselelemente der Übersicht sollten sein:
o Bezeichnung der Beschlussvorlage
o Beschlussdatum und verantwortlicher Ausschuss
o Aktueller Ausführungsstatus
o Kommentare zum Fortschritt seit dem letzten HFA. Falls keine Fortschritte, 

Angabe der Gründe (z.B. laufende Ausschreibung).

Seite 1
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Antwort der Verwaltung zur 
Einwohnerfrage der Sitzung des Rates der Stadt Wedel vom 30.01.2025  
 

 
3.) Frau Wohlers fragt:  
Privilegierung: Es liegen Einzelanträge zu unterschiedlichen Veranstaltungen vor, warum 
werden diese nicht einzeln behandelt? Die en bloc Behandlung ist nicht sachgemäß. Das 
Landestrachtenfest ist eine komplett neue Veranstaltung. Das BikeFest bedient partikulare 
Interessen, die Geschäfte sind samstags Frühabend und sonntags geschlossen, zudem ist 
Wedel am Bike-Sonntag eingekesselt. Beim Antrag der Batavia um Zuschusserhöhung bei 
Leistungserweiterung, im BKS Dezember [ich sagte, glaube ich, November] 2024 hieß es 
von der Verwaltung: Unter Bezugnahme auf die Vorgaben des Ministeriums 
(Haushaltskonsolidierungserlass vom 08.August 2024) wird deutlich, dass die Zuweisungen 
und Zuschüsse an Vereine und Verbände entsprechend den haushaltspolitischen 
Anforderungen nicht steigen sollen und auf das notwendigste beschränkt werden. In diesem 
Falle läge eine Leistungserweiterung vor, die diesem Erlass widersprechen würde. Zum 
01.01.2026 müsste neu verhandelt werden… Es wird also auf den 
Haushaltskonsolidierungserlass sowie die bestehende Leistungsvereinbarung verwiesen. 
Wieso nicht bei Wedel Marketing? Das Wort Privilegierung taucht in der 
Leistungsvereinbarung nicht auf. Was würde denn entfallen, wenn alles abgelehnt werden 
würde? Hat Wedel Marketing einen Haushaltsplan für 2025? Was bekommt die Stadt für ihr 
Geld? Sie fragt, ob bei Wedel Marketing ersichtlich ist, wofür das Geld ausgegeben werde. 
Und außerdem bittet sie um Beachtung der Befangenheit.  
 
 
Antwort:  

Wedel Marketing erbringt für die Stadt umfassende Leistungen aus allen Bereichen des 
Stadtmarketings. Die Planungen und die Durchführung dieser Maßnahmen erfolgen seit der 
Gründung des Vereins in enger, regelmäßiger Abstimmung mit der Stadt. Die im aktuellen 
Jahresbericht von Wedel Marketing dokumentierten erbrachten und geplanten Leistungen 
wären nicht allein durch den städtischen Zuschuss realisierbar. Bereits die Personalkosten 
des Vereins übersteigen diesen Betrag – und dass trotz einer sehr schlanken 
Personalstruktur. Daher ist Wedel Marketing auf Mitgliedsbeiträge, zusätzliche 
Sponsorengelder und das Ehrenamt angewiesen, um das gemeinsame Ziel von Stadt und 
Verein zu verfolgen: die Attraktivität und wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit Wedels zu 
stärken sowie die Identifikation der Wedeler*innen mit ihrer Stadt zu fördern. Die von 
Wedel Marketing organisierten oder unterstützten Veranstaltungen leisten einen 
wesentlichen Beitrag dazu, Wedel als lebendigen Standort mit vielfältigen kulturellen, 
sportlichen und touristischen Angeboten für Bürgerinnen, Bürger und Gäste zu erhalten. 
Sollten die Privilegierungen entfallen, wäre Wedel Marketing nicht mehr in der Lage, die 
defizitären Veranstaltungen in gewohnter Form oder überhaupt umzusetzen. Im Rahmen 
der Jahresberichtserstellung prüft das RPA jährlich den Kassenbericht und Jahresabschluss 
sowie alle Rechnungsordner/Kontoauszüge. Die Prüfung erfolgt im ersten Halbjahr und ist 
eine Voraussetzung für die Zahlung des städtischen Zuschusses in der zweiten Jahreshälfte. 
Eine Budgetplanung wird von Wedel Marketing erstellt. Eine Einzelabstimmung wurde 
bisher nicht beantragt.  

 

26.03.2025/0-13 

 



Fachdienst Stadt- und Landschaftsplanung 

 

Be
an

tw
or

tu
ng

 E
in

w
oh

ne
rf

ra
ge

n 
Ra

t 
27

02
20

25
.d

oc
x 

 

Beantwortung der Einwohnerfragen zum Bebauungsplanverfahren Hogschlag im Rat am 
27.02.2025 
 
 
In einem Bebauungsplanverfahren wird der Verfahrensablauf nach dem Baugesetzbuch 
eingehalten. 
So werden alle Stellungnahmen aus der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange und der 
Öffentlichkeit in der Abwägung berücksichtigt, die in öffentlicher Sitzung vom 
Planungsausschuss und vom Rat beschlossen wird.  
In der nächsten Sitzung des Planungsausschusses ist der Entwurfsbeschluss und der 
Beschluss über die Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 2 BauGB) und der Behörden (§ 4 
Abs. 2 BauGB) vorgesehen. Hier werden auch die eingegangenen Stellungnahmen der 
Fachbehörden und Öffentlichkeit aus der frühzeitigen Beteiligung inkl. der 
Abwägungsvorschläge wie üblich als Anlage beigefügt sein.  
 
Je nach Inhalt der Stellungnahmen ist es ratsam oder sogar notwendig, dass diese von dem 
durch die Stadt beauftragten Stadtplanungsbüro während der Bearbeitung an den Bauherrn 
weitergegeben werden, um die Abwägung sachgemäß durchführen zu können. 
 
Die Einwohnerfragestunde dient gemäß Gemeindeordnung dazu, „Fragen zu 
Beratungsgegenständen oder anderen Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft“ zu 
stellen und Vorschläge und Anregungen zu unterbreiten. 
 
Die Frage nach allen eingegangenen Stellungnahmen in einem laufenden 
Bebauungsplanverfahren überschreitet aus Sicht der Verwaltung den Rahmen der 
Einwohnerfragestunde erheblich. Der Kommentar der Gemeindeordnung zur 
Einwohnerfragestunde geht dann von einer Überschreitung aus, wenn die Frage den 
Rahmen einer Frage zur politischen Willensbildung verlässt. Die Frage stützt sich in einem 
derartigen Fall vielmehr auf das Informationszugangsgesetz (IZG). 
Ein Antrag auf Informationen nach dem IZG muss nicht explizit als solcher formuliert sein, 
sondern ist auch als solcher zu deuten, wenn der Inhalt als solcher verstanden werden kann 
oder muss. 
Herr Schneider wird daher von der Verwaltung die entsprechenden Informationen über die 
zuständige Stelle erhalten. 
 
 
 
Fachdienst Stadt- und Landschaftsplanung  Wedel, den 24.03.2025 



Fachdienst Kinder, Jugend und Familie 
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Beantwortung der Fragen von Frau Thüne aus der Ratssitzung vom 27.02.2025 
 

Wie wird die Stadt Wedel die Bedarfe der Schulen decken, also welche 
Alternativen stellt die Stadt für alle an Schule und den Familien zur Verfügung? 
Wie sollen die Aufgaben nach der Einsparung bewältigt werden, wenn doch 
jetzt schon einige von uns an ihrer Belastungsgrenze stehen? 
 
Ein tragfähiges Konzept soll erarbeitet werden, in welchem geprüft wird, in wie 
weit eine Aufgabenkritik der vorliegenden Belastung der Mitarbeitenden 
entgegenwirken kann. Ein Stellenabbau wird seitens des Fachdienstes 1-60 kritisch 
gesehen, da sich der Bedarf nach Schulsozialarbeit in vorhandenem Umfang durch 
die Jahresberichte sowie Rückmeldungen der Schulleitungen deutlich zeigt. 
Vielmehr gilt es, die Förderung der Schulsozialarbeit durch Kreis und Land zu 
erhöhen und hierdurch eine höhere Refinanzierung zu erlangen, wie es der 
Landesrechnungshof ebenfalls in seinem letzten Bericht zur Schulsozialarbeit 
einfordert. Ebenfalls sollte auf die Kreis-, Landes- und Bundespolitik zugegangen 
werden, Entlastungsangebote für die Aufgabenfelder zu schaffen, in denen 
Schulsozialarbeit aktuell als Ausfallbürge für andere Institutionen das Kindeswohl 
absichert (Beispiel: Mangel an Therapieplätzen, Überlastung der Jugendämter, 
etc.). 

 
Auch wenn wir einen Vergleich aufgrund von einseitigen Zahlen nicht 
nachvollziehen können, würden wir dennoch gern die Quelle dieser Daten 
erfahren. Daher die Frage: Woher stammen die Zahlen, an denen sich die Stadt 
Wedel bei der Findung der Summen zur Einsparung orientiert hat? 
Nichtöffentlicher Teil des LRH Bericht? 
 
Auf Nachfrage übermittelte Frau Wendland vom Kreis Pinneberg folgende Zahlen 
für den Kreis Pinneberg:  
 
Durchschnittswert der Städte im Kreis PI: 453 Schüler*innen auf 1 Vollzeitkraft 
Schulsozialarbeit 
Durchschnittswert der Städte und Gemeinden im Kreis PI: 427 auf 1 VZK SSA 
Wedel: 318 auf 1 VZK SSA 
Pinneberg: 352 auf 1 VZK SSA 
Elmshorn: 600 auf 1 VZK SSA 
 
Im Bericht des Landesrechnungshof 2024 wird eine Spanne von 573 auf 1 VZK in 
Neumünster bis 337 auf 1 VZK im Kreis Dithmarschen benannt.  
 
Aus Brunsbüttel wurden uns folgende Zahlen übermittelt: Grundschule 210 auf 1 
VZK, weiterführende Schule 266 auf 1 VZK, mit dem Hinweis, dass die Politik 2023 
grundsätzlich den Beschluss gefasst hat, dass 150 auf 1 VZK erforderlich sind, 
womit sie sich am Konzept des Kreises Dithmarschen aus 2019 orientieren, die 
ebendies festgehalten haben. Umgesetzt wurde dies in Brunsbüttel aus 
Haushaltskonsolidierungsgründen bisher noch nicht. 
 
 

Oliver Heyer 
Fachdienst Kinder, Jugend und Familie 



Protokolländerung zum Rat am 27.02.2025 
Öffentlicher Teil  

 

TOP Ö 6 Erweiterung der SKB Altstadtschule, BV/2024/102, Seite 7: 
 

 

 

Frau Süß bittet um folgende Änderung im Protokoll der Ratssitzung vom 27.02.2025: 

 

alt richtig 

 
Frau Süß erklärt für die Grünen ihre 
Zustimmung. 

 
Frau Süß erklärt für die Grünen ihre 
Zustimmung zu den Ausführungen der 
Bürgermeisterin, den Antrag werden sie 
ablehnen. 

 
 



 

 

 

 

 

 

 

 

Ratsprotokoll der Sitzung vom 27.02.2025 

Änderung Seite 10,   9.2. Öffentliche Anfragen 3.) 

 

 

 

Frau Drewes fragt nach, warum trotz der Haushaltssituation Geld für Baggerarbeiten 

im Hafen und Spielgeräte beim Highlight ausgeben wird. 



Protokolländerung zum Ratsprotokoll vom 27.02.2025 

Öffentlicher Teil 

 

TOP 9.2 Öffentliche Anfragen, Seite 10 

 

Frau Kärgel bittet um folgende Änderung im Protokoll der Ratssitzung vom 

27.02.2025: 

 

1.) Herr Wunderlich bittet darum, die Sicherheitsmaßnahmen und die Angriffe auf 

die Mitarbeitenden zu konkretisieren. Die Bürgermeisterin teilt mit, es gebe 

Einbrüche, Bedrohungen mit Baseballschlägern und es würden Hausverbote 

ignoriert. Einige Mitarbeitende haben wirklich Angst, auch im Außendienst.  

Um der zunehmenden Gewalt entgegenzuwirken hält Frau Kärgel die weitere 

Finanzierung von präventiven Konzepten wie sozialpädagogische Arbeit in den 

Kitas und der Schulsozialarbeit für wichtig, da diese früh ansetzen und nachhaltig 

Wirkung entfalten. 

 

Petra Kärgel, 27.03.2025 



 
 
 
 
 
Antrag zu TOP 4 der Ratssitzung am 27.03.2025 
- Nachbesetzung von Gremien - 
 
Die Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen beantragen folgende Umbesetzung ihrer 
stellvertretenden Mitglieder im Haupt- und Finanzausschuss sowie im Planungsausschuss: 
 
 

  Bisheriges Mitglied Neues Mitglied 
HFA   2. Stellvertretung Holger Craemer Verena Heyer 

    6. Stellvertretung NN Holger Craemer 

      
Planungsauss. 1. Stellvertretung Holger Craemer Dagmar Süß 

 2. Stellvertretung Dagmar Süß Petra Kärgel 

 3. Stellvertretung Petra Kärgel Patricia Römer 

 4. Stellvertretung Patricia Römer Bärbel Sandberg 

 5. Stellvertretung Bärbel Sandberg NN 

 7. Stellvertretung NN Holger Craemer 

 
 
 
Wir bitten um Zustimmung. 
 
Wedel, 26.03.2025 
 
Dagmar Süß 
Fraktionsvorsitzende von Bündnis 90 / Die Grünen 
 



     

 
 

 

 
Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen zum Haushaltsentwurf 2025 

 
Der Rat der Stadt Wedel möge beschließen:  

Die Verwaltung wird aufgefordert, bis Herbst 2025 zu prüfen, ob eine erneute Erhöhung der 
Vergnügungssteuer auf 25 % der Bemessungsgrundlage zum 01.01.2026 durchsetzbar wäre. 

a.) Sollte dieses der Fall sein, so wird die Verwaltung aufgefordert § 5 Abs. 1 Satz 1 der 
Satzung der Stadt Wedel über die Erhebung einer Vergnügungssteuer für das Halten 
von Spiel- und Geschicklichkeitsgeräten (Vergnügungssteuersatzung) zum 01.01.2026 
entsprechend anzupassen und dem Rat im Herbst 2025 zur Entscheidung vorzulegen. 

b.) Sollte dies aus Sicht der Verwaltung nicht möglich sein, so ist der Rat hierüber sowie 
über Alternativen bis spätestens 25. September 2025 zu informieren. 

Dieser Prüfauftrag ist als weiterer Punkt mit in den Maßnahmenkatalog zum Haushalts-
begleitbeschluss aufzunehmen. 

 
Begründung: 

Die Stadt Wedel hat zuletzt zum 01.01.2025 die Vergnügungssteuer von 18 % auf 20 % er-
höht. Mittlerweile wird jedoch ein Steuersatz von 20 % als eher gering angesehen. 
Zahlreiche Städte erheben längst 25 % der Bemessungsgrundlage. So hat Berlin etwa zum 
01.01.2025 den Vergnügungssteuersatz von 20 auf 25 % erhöht (vgl. Gesetzes- und 
Verordnungsblatt des Landes Berlin, Ausgabe 42/2024). Ebenso hat die Stadt Melle (48.000 
Einwohner im Landkreis Osnabrück) ihren Steuersatz für Spielgeräte bereits zum 01.01.2024 
auf 25 % erhöht und auch in der Kleinstadt Bersenbrück (8.000 Einwohner) beträgt die 
Vergnügungssteuer mittlerweile 25 %, um nur einige wenige Städte zu nennen. 
 
Das Oberverwaltungsgericht Niedersachsen hat bereits mit Urteil vom 24.01.2024 (Az. 9 KN 
238/20) festgestellt, dass die Erhöhung des Steuersatzes für Geldspielgeräte mit Gewinn-
möglichkeit von 14 % auf 25 % des Einspielergebnisses (sog. Bruttokasse), mit der Berufsfrei-
heit der Spielhallenbetreiber und sonstigen gewerblichen Spielgeräteaufsteller vereinbar ist. 
 
Wir halten es im Rahmen der Haushaltskonsolidierung deshalb für angemessen, die Vergnü-
gungssteuer in Wedel entsprechend anzupassen, sodass eine mögliche Erhöhung bereits mit 
in den Haushaltsbegleitbeschluss für 2025 eingearbeitet werden kann. 
 

Für die Fraktion B 90/ GRÜNE: Dagmar Süß, Tobias Kiwitt, Karin Blasius, Thomas Wöstmann  



Antrag des Jugendbeirates der Stadt Wedel zur 

Teilnahme an den Arbeitsgruppen zur 

Haushaltssicherung 2028 zur Ratssitzung am 

27.03.2024  

Der Jugendbeirat der Stadt Wedel beantragt bei den Arbeitsgruppen zur 

Haushaltssicherung 2028 bei allen jugendrelevanten Themen beteiligt zu werden, 

jedoch mindestens bei folgenden jugendrelevanten Themen. 

  Raumdoppelnutzung  

  „Die Villa“ 

  Spielplätze  

  Stadtbücherei  

  Schulsozialarbeit  

Begründung:  

Gemäß §47f der Gemeindeordnung von Schleswig-Holstein, hat die gemeinde 

Kinder und Jugendliche, bei Angelegenheiten, welche die Interessen von Kindern 

und Jugendlichen berühren in angemessener Weise beteiligen. https://www.gesetze-

rechtsprechung.sh.juris.de/perma?j=GemO_SH_!_47f 

Diese Funktion wird in Wedel dem Jugendbeirat der Stadt Wedel zu. Gemäß §3 

Abs.1 lit.2 der Satzung des Jugendbeirates der Stadt Wedel vom 04.11.2021 ist die 

Aufgabe des Jugendbeirates Beratung über Anträge und Empfehlungen an die Stadt 

Wedel, die die Interessen und Wünsche der Kinder und Jugendlichen betreffen, 

dieses kann aus Sicht des Jugendbeirates nur geschehen, wenn der Jugendbeirat 

auch alle Informationen zu diesen Themen hat.  Gemäß §1 Abs.2 lit. 2 soll sich der 

Jugendbeirat an der Kommunalpolitik beteiligen. §2 Abs.2 S.1 Abs.3  

 

https://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/perma?j=GemO_SH_!_47f
https://www.gesetze-rechtsprechung.sh.juris.de/perma?j=GemO_SH_!_47f


Prüfauftrag des Jugendbeirates 
für die Ratssitzung am 27.03.2025 an die 

Verwaltung 

 

Der Jugendbeirat der Stadt Wedel beantragt, dass die Verwaltung im Zuge der 
„Finanzierung der Modernisierung der Badebucht“ (BV/2025/020) die Möglichkeiten einer 
(Teil-)Privatisierung der Kombibad Wedel GmbH mit einer Klausel, die die städtischen 
Nutzung sicherstellt, überprüft. 

 

Begründung: 

Der Erhalt des Spaß- und Freibades, sowie der Erhalt der Badebucht für die breite 
Öffentlichkeit soll damit gesichert werden.  

 „Vor allem das Erlebnisbad fand ich schon immer gut und war in meiner Kindheit 
sehr oft da. Wäre traurig, wenn die nächsten Generationen das 
Privileg nicht hätten.“  
                        (Zuschrift eines Jugendlichen) 

 

Dazu kommt, dass es in Hamburgs Westen keine vergleichbaren Alternativen gibt, auf die 
Besucher ausweichen könnten. 

 

Dieser Antrag wurde in der letzten Sitzung des Jugendbeirates am 25.03. mit sieben Ja-
Stimmen und einer Enthaltung beschlossen. 

______________ 

Für den Jugendbeirat 

Arne Thon, Finn Bödding 

https://www.wedel.sitzung-online.de/public/vo020?VOLFDNR=1002240&refresh=false&TOLFDNR=1021212


Haushaltsrede 2025 der Bürgermeisterin 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Stadtpräsident,  
sehr geehrte Politikerinnen und Politiker,  
liebe Kolleginnen und Kollegen,  
liebe Bürgerinnen und Bürger, 
 
die heutige Ratssitzung ist eine der wichtigsten Sitzungen in diesem Jahr. Denn wir 
werden gleich über den Haushaltsentwurf 2025 sowie den nötigen 
Haushaltsbegleitbeschluss diskutieren und abstimmen.  
 
Ich möchte mich an dieser Stelle bei Ihnen allen, liebe Ratsmitglieder, bedanken. Für 
Ihren Einsatz und Ihr Engagement gerade in diesen sehr schweren Zeiten. Und auch 
allen beteiligten Mitarbeitenden der Verwaltung möchte ich danke sagen, die 
unermüdlich versuchen das Beste für unsere Stadt zu geben. 
 
Und ich bin sehr zuversichtlich, dass wir es gemeinsam schaffen aus dem 
finanziellen Tal eigenständig herauszukommen. 
 
In den letzten Monaten haben wir alle die Herausforderungen gespürt, die uns die 
hohe Verschuldung unserer Stadt auferlegt hat. Es ist eine Bürde, die uns alle 
betrifft, die unsere Möglichkeiten einschränkt und uns in unserer Handlungsfreiheit 
limitiert.  
 
Wir stehen an einem Wendepunkt, an dem wir uns der Realität die uns alle betrifft 
endlich stellen müssen.  
 
Im vergangenen Haupt- und Finanzausschuss habe ich noch einmal ausführlich die 
finanzielle Situation dargestellt. Ein paar Eckdaten aus der Präsentation möchte ich 
heute wiederholen: 
 

- Unsere Gemeinde ist hochverschuldet mit aktuell 135 Mio Euro. 
- Wir werden eine Liquiditätslücke bis Ende 2026 von mehr als 51 Mio haben. 
- Unser Eigenkapital schmilzt und ist im Sinkflug. Wenn wir so weitermachen 

wie bisher wird 2030 alles aufgebraucht sein. Aktuell 40 Mio das waren in 
2023 noch 55 Mio. 

- Die Haushaltsplanung 2025 sieht aktuell ein Defizit von ca. 16 Mio Euro vor. 
 
Diese Zahlen sind ist nicht nur Ausdruck finanzieller Schwierigkeiten – sie müssen 
ein Weckruf für uns alle sein!  
 
Das ist eine Herausforderung, die wir nicht ignorieren können. Es ist an der Zeit, 
dass wir gemeinsam Verantwortung übernehmen und mutige Entscheidungen 
treffen.  
 
Wir dürfen nicht zulassen, dass diese Situation uns lähmt oder unsere Zukunft 
gefährdet!  
 



Seit mehr als einem Jahrzehnt wird versucht in Wedel zu konsolidieren. Seit mehr als 
einem Jahrzehnt ist dies nicht gelungen. 
 
Es waren Jahre, in denen die Politikerinnen und Politiker oft an ihre Grenzen 
gestoßen sind, in denen sie sich mit knappen Ressourcen und schwierigen 
Entscheidungen auseinandersetzen mussten.  
 
Doch trotz aller Widrigkeiten haben sie nie den Glauben an unsere Stadt und ihre 
Zukunft verloren. 
 
Und daran halte ich heute fest. Denn nur mit Ihnen, liebe Ratsfrauen und 
Ratsherren, mit Ihrem Mut und Willen, können wir die finanzielle Situation in Wedel 
verändern. 
 
Die Kommunalaufsicht hat im November deutlich zu verstehen gegeben was sie 
erwartet. Einen klaren Spar- und Konsolidierungskurs für die nächsten Jahre.  
 
Sie hat auch aufgezeigt, dass wir nicht in der Vergeblichkeitsfalle stecken und es aus 
eigener Kraft schaffen können.  
 
Der Haushaltsbegleitbeschluss mit seinen 30 Maßnahmen ist das Ergebnis der 
Aufgabe, die uns das Innenministerium im letzten Jahr mitgegeben hat.  
 
Wir haben mit dem Haushaltsbegleitbeschluss einen Rahmen entwickelt, der es 
möglich macht, dass wir in der mittelfristigen Finanzplanung bis 2028 wieder eine 
schwarze null schreiben können. 
 
Damit Wedel eine Chance hat.  
Damit Wedel für die Zukunft aufgestellt werden kann.  
Damit wir aus eigener Kraft wieder Kraft für unsere Stadt sammeln können. 
 
Wir leben in einer Zeit, in der die Bedürfnisse unserer Bürgerinnen und Bürger stetig 
wachsen.  
 
Wir wollen in die Bildung unserer Kinder investieren, die Infrastruktur verbessern und 
die soziale Gerechtigkeit fördern.  
 
Doch wie können wir das tun, wenn wir von Schulden erdrückt werden?  
 
Die Antwort ist einfach: Wir müssen jetzt handeln, um unsere Zukunft zu sichern. 
 
Auch wenn wir darauf hoffen, dass uns durch das Sondervermögen des Bundes 
finanzielle Mittel zur Verfügung gestellt werden und die Aktivitäten der 
Wirtschaftsförderung zu neuen Unternehmensansiedlungen führen wäre dieses nur 
ein Zusatz.  
 
An einem Sparkurs führt kein Weg vorbei! 
 
Konsolidierung ist kein Wort, das uns Freude bereitet. 
 
Es wird oft als ein schwieriger und unpopulärer Weg angesehen.  



Es bedeutet Einschnitte.  
Es bedeutet Prioritäten setzen, Kompromisse eingehen und manchmal auch, sich 
von liebgewonnenen Gewohnheiten zu trennen.  
 
Aber: Es ist der Weg, um unsere Stadt auf einen nachhaltigen Kurs zu bringen.  
 
Die Konsolidierung unseres Haushalts ist nicht nur eine Pflicht.  
 
Es ist eine Verantwortung, die wir gegenüber unseren Bürgerinnen und Bürgern 
haben.  
 
Es ist unser Auftrag, die Weichen für eine stabile Zukunft zu stellen.  
 
Das bedeutet, dass wir alle zusammenarbeiten müssen – über politische Grenzen 
hinweg – um wieder finanziellen Raum für Entwicklung und Innovation zu 
schaffen. 
 
Alle Maßnahmen haben es in sich. Das steht außer Frage. Aber sie sind 
Herausforderung und Chance zugleich.  
 
Die 30 Konsolidierungsmaßnahmen, die in der Diskussion sind, sind nicht nur Worte 
auf einem Papier. Sie sind Ausdruck des Willens, unsere Gemeinde finanziell zu 
schützen und zu stärken.  
 
Ja, das wird nicht einfach sein, und es wird Entbehrungen erfordern. Aber ich bin mir 
sicher: Jedes Opfer, das wir bringen, wird dazu beitragen, dass wir eine bessere 
Zukunft für uns alle schaffen. 
 
„Der Weg zum Erfolg ist oft eine Strecke voller Hindernisse." 
 
Von daher mein Appell, liebe Politikerinnen und Politiker, lassen Sie uns den 
Mut haben, auch unbequeme Entscheidungen zu treffen.  
 
Wir müssen Prioritäten setzen und uns auf das Wesentliche konzentrieren. Jeder 
Euro, den wir einsparen, ist ein Euro, den wir in die Zukunft unserer Stadt investieren 
können. Damit wir langfristig wieder in der Lage sind zu gestalten. 
 
Ich glaube fest daran, dass wir mit einer klaren Strategie und einem festen Willen 
diese Herausforderung meistern können.  
 
Jeder von uns hier trägt eine Verantwortung – nicht nur für den Haushalt und den 
Begleitbeschluss sondern, für die Träume und Hoffnungen unserer Bürgerinnen 
und Bürger. 
 
Lassen Sie uns gemeinsam anpacken, um Lösungen zu finden, die für alle tragbar 
sind. 
 
Wir sind eine Gemeinschaft, und gemeinsam sind wir stark! 
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Haushaltsrede 2025 – CDU-Fraktion 

 
17 Millionen Euro. 

 
Das ist unser Plan – unser geplantes Defizit. 

Und das nach über zwölf Jahren Haushaltskonsolidierung. 
 

Sehr geehrter Herr Stadtpräsident, 
sehr geehrte Frau Bürgermeisterin, 
sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, 
liebe Bürgerinnen und Bürger. 
 
Seit über zwölf Jahren reden wir über Konsolidierung. Was haben wir erreicht? Unser 
Eigenkapital ist seitdem auf die Hälfte geschrumpft, die Schulden haben sich verdreifacht. 
Wir planen für die nächsten Jahre Fehlbeträge von 42 Mio. € und das ohne irgendwelche 
Reserven. 
 
Wie konnte es so weit kommen? 
 
Rückblick: März 2014. Die Ratsversammlung beschloss – nach langer Vorarbeit die 
strategischen Ziele der Stadt. Sieben Handlungsfelder wurden definiert: von BKS über 
Wirtschaft, Umwelt, Verkehr und Stadtentwicklung bis hin zu den Finanzen. 
 
Doch der entscheidende Fehler stand im Kleingedruckten. Denn keines der 
Handlungsfelder sollte priorisiert werden. Damit wurden – trotz unseres Widerstands – alle 
Felder gleich gewichtet. Das Handlungsfeld Finanzen hatte fortan den gleichen Stellenwert 
wie alle anderen. 
 
Dabei waren unsere Haushalte bereits nach dem Steuerschock Anfang der 2010 defizitär. 
Schon 2012 lag das Minus bei 17 Mio. €. Statt den Finanzen damals Vorrang zu geben, 
wurde das Thema politisch ausgebremst. 
 
Kennen Sie die Serie The Big Bang Theory? 
Die Comedyserie erklärt komplexe Dinge wie Quantenmechanik oder Schrödingers Katze – 
unterhaltsam und verständlich. 
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Ich habe daraus aber vor allem eines mitgenommen: 
Eine Definition von Wahnsinn– immer wieder das Gleiche zu tun und andere Ergebnisse zu 
erwarten. 
 
Willkommen in der Haushaltskonsolidierung à la Wedel. 
Seit über einem Jahrzehnt wiederholt sich das Gleiche: Wir sagen, wir wollen sparen – und 
schaffen gleichzeitig neue oder bauen bestehende freiwillige Leistungen aus. Dann 
wundern wir uns, dass das Geld nicht reicht. Die Schulden steigen, das Eigenkapital 
schrumpft, das Defizit bleibt. Doch statt endlich umzusteuern, bleiben wir im alten Denken 
gefangen. 
 
Diese Strategie hat uns nicht zum Erfolg geführt – und sie wird es auch in Zukunft nicht tun, 
wenn wir nichts ändern. 
 
Doch was sind diese alten Denkmuster konkret? Zwei Zitate aus den letzten Monaten sagen 
mehr als viele Berichte: 
 
Im September 2024 – nach eindringlichen Sparappellen durch unseren Berater – hieß es 
aus der Runde: 
„Wenn ich hier dienstags nicht mehr gestalten kann, dann will ich das alles hier nicht 
mehr.“ Und im Januar, als die Leistung X entfiel, wurde gleich vorgeschlagen, dass wir das 
eingesparte Kapital für die Maßnahme Y verwenden sollten, bei der gespart werden sollte. 
Der Kommentar: „Dank der freigewordenen Gelder könnten wir uns Y jetzt ja leisten.“ 
 
Nein – das können wir nicht. Konsolidierung heißt nicht, gespartes Geld sofort wieder 
auszugeben. 
 
Auch 2019 wiederholte sich das Muster: Im Februar ging es um die Fortschreibung der 
strategischen Handlungsfelder. 
 
Seit der Festsetzung der letzten Ziele, waren drei der sechs Haushalte defizitär, zwei 
weitere gerade so ausgeglichen – nur 2017 war leicht im Plus. Vom Ziel, nur aus 
Überschüssen zu investieren, waren wir meilenweit entfernt. 
 
Und dennoch beschloss die damalige rot/rot/rot/grüne Mehrheit, gegen die Stimmen von 
CDU und FDP den Antrag der Grünen: „Alle diese Handlungsfelder sind gleichwertig.“ 
Wieder wurde auf eine Priorisierung der Finanzen verzichtet – und der Weg für neue 
Ausgaben freigemacht. 
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Dabei war allen klar: Schon das Bestehende war kaum noch finanzierbar. 
Ich sehe sie noch vor mir – die Zettel, die in den folgenden Sitzungen hochgehalten wurden, 
um zu zeigen: 
 
Kommune A macht in Produkt B mehr – das müssen wir auch tun. 
Dass Kommune A dafür an anderer Stelle spart oder weniger ausgibt, wurde nie erwähnt. 
So wurde immer wieder investiert, ohne auf die Finanzen zu schauen. 
Benchmarking mit anderen Kommunen wurde zur Wunschliste – nicht zum 
Steuerungsinstrument. 
 
Und echtes Finanz-Benchmarking? Fehlanzeige – seit über einem Jahrzehnt. 
Doch wo ist eigentlich all das Geld geblieben? Schließlich hatte die Stadt Wedel in den 
letzten zwölf Jahren rund 950 Millionen Euro an Erträgen. 
 
Als Negativbeispiel wird gerne der Hafen genannt – aber dessen Investitionen geht in dem 
riesigen Schuldenberg mittlerweile unter. Auch im Ergebnishaushalt sind die 300.000 
Euro, die jährlich für den Hafen anfallen, deutlich geringer als unser Defizit und somit 
keine alleinige Erklärung für unsere Krise ist. 
 
Investiert wurde auch in die Schulbauten. Richtigerweise. Sie haben in den letzten zehn 
Jahren enorme Summen verschlungen. Und ja, man darf kritisch fragen, ob es wirklich klug 
war, jedem landespolitischen Trend in vorauseilendem Gehorsam zu folgen. 
 
Die Notunterkunft am Steinberg war einmal mit 2,5 Millionen Euro angesetzt – inzwischen 
liegen wir bei über 5 Millionen. 
 
Die Grundstücksverkäufe am Kirchstieg und der alten Stadtbücherei haben über Jahre 
hinweg den Haushalt „aufgehübscht“. Einnahmen, die man aber nur einmal erzielen 
konnte, wurden Jahr für Jahr gegen laufende Ausgaben gerechnet – eine 
Milchmädchenrechnung, die uns rund 10 Millionen Euro gekostet hat. 
 
Auch die Villa, deren Kosten sich seit 2019 mehr als verdoppelt haben, gehört dazu. 
Genauso wie das KiJuz, das Mittendrin, die zwei Begegnungsstätten und vielem mehr – 
Einrichtungen mit Wert und Sinn, aber eben auch mit stetig steigenden Ausgaben. 
 
Auch bei der Schulsozialarbeit gehören wir zur Spitzengruppe, was Kosten angeht- auch 
ohne intere Leistungsverrechnung! Andere Städte kommen bei ähnlichem Sozialindex auf 
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deutliche geringere Ausgaben. 
 
Und die Schulkindbetreuung? Einst bei 40 Prozent Kostendeckung, jetzt nur noch bei 16. 
Hätten wir diesen Deckungsgrad gehalten, wären unsere Ausgaben heute bei 2,8 Millionen 
– tatsächlich liegen sie bei 4 Millionen. 
 
Keine dieser Ausgaben allein ist das Problem. Jede Maßnahme hat ihren Wert, jede 
Investition ihre Berechtigung. Aber das große Ganze wurde übersehen. Es wurde 
entschieden, bewilligt, gefördert – aber fast nie danach gefragt, wie sich das auf den 
Ergebnishaushalt auswirkt. 
 
Die Ratsmehrheit in den Jahren der Konsolidierung hat es versäumt, Prioritäten zu setzen. 
Es war wichtiger, jedes einzelnes Anliegen aufzugreifen – egal, ob wir zuständig waren oder 
ob wir es uns leisten konnten. 
 
Wir als Kommune sind das letzte Glied in der föderalen Kette. Immer mehr Aufgaben 
werden gefühlt nach unten weitergereicht. Aber das bedeutet nicht, dass wir alles 
übernehmen müssen, sollen oder können. Und es bedeutet schon gar nicht, dass wir es 
auch finanzieren können. 
 
Meine Damen und Herren, 
hinter uns liegen zwölf Jahre konzeptloser Konsolidierung. Jeder zweite Ergebnishaushalt 
war seitdem defizitär, unser Eigenkapital schmilzt dramatisch, der Schuldenberg wächst – 
ein Zustand, der untragbar ist. 
 
Und ja, auch wir – die CDU-Fraktion – haben Fehler gemacht. Wir haben irgendwann 
angefangen zu schweigen, weil wir es leid waren, immer wieder gegen Wände zu rennen 
und haben zugestimmt, wo wir ablehnen sollten. Statt weiter entschlossen für echte 
Konsolidierung zu kämpfen, haben auch wir beispielsweise dem Haushalt 2024 
zugestimmt – mit einer pauschalen Kürzung von 8 Millionen Euro, aber ohne konkrete 
Maßnahmen. 
 
Das war ein Fehler. Und dieser Fehler holte uns ein – mit voller Wucht. Wäre damals die 
wahre Lage schonungslos offengelegt worden, wären wir heute vielleicht einen Schritt 
weiter. 
 
Stattdessen stehen wir jetzt vor einem Defizit von 17 Millionen Euro. 
Die Tatsache, dass wir der Kommunalaufsicht einen defizitären Haushalt vorlegen müssen, 
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ist kein Betriebsunfall – es ist ein Warnsignal mit Ansage. 
 
Schon seit Jahren mahnt die Aufsicht, dass unsere Haushaltsführung nicht tragfähig ist. 
Und jetzt liegt ein Entwurf vor, der nicht genehmigungsfähig ist.  
 
Um deutlich zu machen, dass wir als Stadt die Lage verstanden haben, legte die Verwaltung 
einen Haushaltsbegleitbeschluss vor – mit Maßnahmen, Prüfaufträgen und strukturellen 
Vorschlägen. 
Dieser Beschluss ist kein Placebo, auch keine politische Spielwiese – er ist Voraussetzung 
dafür, dass der Haushalt überhaupt genehmigt werden kann. 
Wenn er scheitert oder verwässert wird, riskieren wir nicht nur kritische Rückfragen – wir 
riskieren die Handlungsunfähigkeit unserer Stadt. 
 
Das muss jedem hier im Raum klar sein: 
Ein „Nein“ oder ein „verwässertes Ja“ ist kein Signal der Haltung – es ist der Einstieg in den 
Stillstand. 
 
Umso wichtiger ist es, dass der heute vorliegende Beschluss nicht im letzten Moment 
verwässert wird. Genau das droht nun. 
 
Die heutigen Änderungsanträge der Grünen werfen leider einen Schatten auf das, was wir 
in den letzten Wochen gemeinsam erreicht haben. Was im Haupt- und Finanzausschuss als 
Kompromiss beschlossen wurde, soll nun an entscheidenden Stellen abgeschwächt oder 
uminterpretiert werden, Stellen die ohnehin nur als Prüfaufträge formuliert sind. 
 
Das verwässert den Auftrag zur Konsolidierung, setzt Denkverbote, wo wir Offenheit 
brauchen, und schränkt die zukünftigen Arbeitsgruppen unnötig ein. Deshalb werden wir 
diese Änderungsanträge ablehnen – nicht aus Prinzip, sondern weil sie ein falsches Signal 
senden. 
 
Jetzt ist nicht die Zeit, um Detailformulierungen über das gemeinsame Ziel zu stellen. Denn 
am Ende steht mehr auf dem Spiel als einzelne Sätze. 
 
Was passiert eigentlich, wenn weder der Haushaltsbegleitbeschluss noch der Haushalt 
beschlossen werden? 
 
Wer beides ablehnt, trägt eine große Verantwortung – denn mit einem doppelten „Nein“ 
gibt es keine Alternative, sondern nur ein Vakuum. Ein Haushalt ohne Begleitbeschluss 
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wäre nicht genehmigungsfähig. Ein Begleitbeschluss ohne Haushalt wäre sinnlos. Und ohne 
beides verlieren wir jeden Rahmen für strukturelle Verbesserungen. 
 
Dann stehen wir da – ohne Plan! 
Statt die vorliegenden Maßnahmen zu konkretisieren und weiterzuentwickeln, müssten wir 
wieder ganz von vorne anfangen. 
 
Alles auf Anfang – mit all den bekannten Diskussionen. 
Doch was soll sich dann verbessern? Welche neuen Lösungen sollen plötzlich entstehen, 
die wir heute nicht sehen? 
 
Es ist ein Irrglaube zu denken, dass aus dem Stillstand Klarheit wächst. Das Gegenteil ist 
wahrscheinlicher: Dass wir erneut Monate verlieren – und dabei nicht nur Zeit, sondern 
auch das Vertrauen der Aufsicht verspielen. 
 
Wir haben jetzt einen tragfähigen Kompromiss. Wir haben eine Struktur, die auf den Weg 
gebracht werden kann. Wer diesen Prozess jetzt stoppt, riskiert nicht etwa eine bessere 
Lösung – sondern das komplette Zurückfallen in alte Muster. Spätestens dann hätte der 
Wahnsinn Methode 
Der Haushaltsbegleitbeschluss ist kein Symbol. Er ist ein Arbeitsauftrag – und den werden 
wir als CDU-Fraktion begleiten, einfordern und mitgestalten. 
 
Er ist der erste ernsthafte Versuch seit Langem, vom Reagieren ins Handeln zu kommen. 
Auch wir hatten zunächst einen eigenen Antrag gestellt – um unsere Sorge um die 
wachsende Verschuldung und den dringenden Bedarf an Überschüssen zum Ausdruck zu 
bringen. 
Doch im Haupt- und Finanzausschuss wurde deutlich: Es gibt eine Mehrheit, die den 
Vorschlag der Verwaltung als Grundlage für ein Konsolidierungskonzept mitträgt. 
Diesen Kompromiss respektieren wir. 
 
Das heißt nicht, dass wir unsere Haltung aufgeben. Wir werden weiter genau hinsehen – 
und darauf bestehen, dass Konsolidierung nicht nur versprochen, sondern auch umgesetzt 
wird. 
Deshalb stimmen wir dem Haushaltsbegleitbeschluss zu – auch wenn er nicht in allen 
Punkten unseren Vorstellungen entspricht. 
 
Zwei Punkte haben uns dabei besonders irritiert: 
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Erstens: Die wiederkehrende Idee, den Hebesatz der Grundsteuer erneut zu erhöhen. 
Nach über zwölf Jahren Konsolidierung – mit zwei Hebesatzerhöhungen, aber ohne 
tiefgreifende Einsparmaßnahmen – darf das nicht erneut der einfache Weg sein. 
Wedel zählt im Hamburger Umland schon heute zur Spitzengruppe bei der Grundsteuer.  
 
Zweitens: Die Vorstellung, unsere 100-prozentige Tochter – die Stadtwerke Wedel – 
dauerhaft zur Kasse zu bitten. 
Natürlich könnten wir den Gewinnanteil abschöpfen. Aber wer das fordert, muss auch 
sagen, auf welche Investitionen oder Geschäftsfelder die Stadtwerke dann verzichten 
sollen. Wir dürfen nicht erwarten, dass ein Unternehmen gleichzeitig liefern, investieren 
und ausschütten kann – das wäre weder fair noch nachhaltig. 
 
Auch zum Stellenplan möchten wir etwas sagen: 
Ein wachsender Stellenplan wie dieser steht im klaren Widerspruch zum Ziel, die 
Personalkosten mittelfristig zu senken – das dürfen wir nicht ausblenden. Zwar sind einige 
Erweiterungen rechtlich geboten – das erkennen wir an. Aber umso wichtiger ist es, künftig 
genauer hinzusehen: 
Wo wächst echter Bedarf – und wo wächst einfach nur Struktur? Es braucht mehr 
Transparenz über unsere Personalentwicklung. 
 
Weitere Initiativen, wie zuletzt der Antrag zur Schulsozialarbeit, können helfen, den 
Overhead sichtbar zu machen – als Grundlage für Entscheidungen über Steuerung, 
Begrenzung und Effizienz. 
 
Dem Haushalt und dem Stellenplan stimmen wir zu – unter der klaren Voraussetzung, 
dass der Haushaltsbegleitbeschluss in der vorgesehenen Höhe gefasst wird. 
 
Nicht, weil alles passt – sondern weil wir den Ernst der Lage schon lange erkannt haben. 
Wir halten es für sinnvoller, jetzt den Blick nach vorn zu richten – und unsere Kraft ganz 
auf die dringend nötige Haushaltskonsolidierung zu konzentrieren. 

 
Dieser Weg wird lang, mühsam und konfliktbeladen. 

Aber er ist notwendig – und er beginnt genau hier. Heute. 
 
Vielen Dank! 
 
Jan Lüchau 
Fraktionsvorsitzender CDU-Wedel 



 

 
 

Seite 1 von 5 

Haushaltsrede 2025 der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen 
 
Sehr geehrter Herr Stadtpräsident,  
sehr geehrte Frau Bürgermeisterin, 
liebe Mitglieder des Rates und Beschäftigte der Verwaltung, 
liebe Bürgerinnen und Bürger der Stadt Wedel, 
 
Drei Monate zu spät sind wir heute also endlich so weit, über einen Haushalt für das lau-
fende Jahr zu debaDeren. Im Herbst 2024 war, nach der Veröffentlichung des 1. Haushalts-
entwurfs, klar: damit würden unsere Schulden um weitere 17,5 Mio. EUR steigen. Eine Zu-
sTmmung der Kommunalaufsicht schien utopisch. Etwas hoffnungsfroh vernahmen wir nach 
Ihrem Besuch in Kiel, Frau Bürgermeisterin, die BotschaW: Sollte es uns gelingen den geplan-
ten Fehlbetrag von 17,5 Mio. EUR zu reduzieren und gleichzeiTg mit dem Haushalt 2025 im 
Rahmen eines Haushaltsbegleitbeschusses Maßnahmen zu verabschieden, wie wir unser 
Haushaltsdefizit in den Griff bekommen wollen, dann gäbe es eine Chance auf ZusTmmung.  
 
Ich glaube uns allen in der PoliTk ist klar, was es bedeutet, sich in einer haushaltslosen Zeit zu 
befinden und es muss unser gemeinsames Ziel sein, einen genehmigungsfähigen Haushalt zu 
verabschieden, damit es in Wedel voran gehen kann.  
 
Aber ebenso klar ist auch, die PoliTk wird den vorgelegten Haushaltsbegleitbeschluss nicht 
einfach so durchwinken, weil er „alternaTvlos“ ist. Es gibt immer AlternaTven und nach de-
nen haben wir - aber auch viele Menschen in Wedel - in den letzten Wochen und Monaten 
Ausschau gehalten. Über den vorliegenden Entwurf wurde nicht nur innerhalb der PoliTk 
und Verwaltung viel diskuTert, es diskuTerten ebenso betroffene Gruppen, Bürgerinnen und 
Bürger, es gab Ideen und es formierten sich Proteste. Denn klar war auch – egal wo wir den 
RotsTW ansetzen, den Betroffenen wird es überall wehtun.  
 
Innerhalb der PoliTk wurde in dieser Zeit immer wieder davon gesprochen: „Jeder von uns 
wird Kröten schlucken müssen“ und „wir müssen uns erstmal auf den Weg machen“, aber je-
der von uns hat auch seine roten Linien, die nur schwer zu überwinden sind.  
 
Leider ist es so, wenn wir sparen wollen (und das müssen wir) kommen dafür nur die freiwil-
ligen Leistungen in Frage, allen gesetzlichen Verpflichtungen müssen wir weiter nachkom-
men. Übrigens egal wer sie uns aufgetragen hat. Denn leider werden die Kommunen gerne 
von Bund und Land in die Pflicht genommen, nur bei der Finanzierung hapert es dann immer 
wieder, sodass heute die Mehrzahl der Kommunen chronisch unterfinanziert sind. – Aber das 
ist ein anderes Thema! 
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Zurück zum Sparen: Muss eine Kommune sparen, lebt sie also -wie Wedel nachgesagt wird – 
über ihre Verhältnisse, so müssen alle freiwilligen Leistungen auf den Prüfstand. Freiwillige 
Leistungen, das sind InsTtuTonen wie die Volkshochschule, Musikschule, Stadtbücherei, 
Kombibad, Villa oder das Stadieilzentrum miiendrin, aber auch das Förderzentrum, die 
Schulsozialarbeit, Jugendeinrichtungen, Kinderbetreuung oder Spielplätze. Alles freiwillige 
Leistungen, die wir abschaffen können, wenn wir kein Geld haben.  
Aber können wir das wirklich so einfach?  
Um nur eine betroffene Gruppe herauszunehmen: Was bedeutet es, wenn wir den Kindern 
und Jugendlichen keine PerspekTven und Aufenthaltsmöglichkeiten mehr bieten? Wenn wir 
sie und ihre Eltern mit ihren Problemen allein lassen? Dann schaffen wir andere, vermutlich 
viel größere Probleme. Aus dem Grunde sind wir dankbar, dass die Bürgermeisterin sich klar 
dazu bekannt hat, alle sozialen ErrungenschaWen Wedels sollen erhalten bleiben.  
 
Haushaltsbegleitbeschluss 
Wir wissen: Ohne Haushaltsbegleitbeschluss haben wir keine Chance auf einen genehmi-
gungsfähigen Haushalt. Meine FrakTon trägt den vorliegenden Entwurf dazu grundsätzlich 
mit, das gilt ebenso für die dort vorgeschlagenen EinsparpotenTale pro Maßnahme. Wissen 
wir doch alle, dass die dort genannten Zahlen zunächst Schätzungen des Bereichs Finanzen 
sind. Die Zahlen werden sich im Laufe der sich dann anschließenden Projektarbeiten und 
Konzeptentwicklungen sicher noch verschieben, da bei der Grobschätzung der Maßnahmen 
naturgemäß noch nicht alles bedacht werden konnte. Entscheidend ist, dass am Ende das De-
fizit ausgeglichen wird und 9,5 Mio. EUR bei der laufenden VerwaltungstäTgkeit eingespart 
werden.  
 
Aufgabe der Produktverantwortlichen zusammen mit den Betroffenen wird es in den nächs-
ten Monaten sein, zu jedem dieser 30 Punkte tragfähige Konzepte und Vorschläge zu erarbei-
ten, die abschließend durch die PoliTk zu genehmigen sind. Dabei sind auch kreaTve Ideen 
und gerne das Engagement von Bürgerinnen und Bürgern unserer Stadt gefragt.  
 
Wie bereits gesagt, unterstützten wir GRÜNE den hier vorliegenden Haushaltsbegleitbe-
schluss grundsätzlich. Allerdings sind wir mit der ein oder anderen Formulierung nicht 
einverstanden und haben deshalb textliche Änderungsvorschläge eingereicht, über die im 
Anschluss zu sprechen sein wird. 
 
Trotzdem möchte ich hier auf 3 unserer Änderungen bereits eingehen, da diese uns beson-
ders am Herzen liegen: 
Da wäre vorneweg und zuallererst die Schulsozialarbeit. Wenn Einsparungen bei der originä-
ren Schulsozialarbeit erreicht werden sollen, wird für uns eine rote Linie überschriien. Ja, 
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wir tragen den dort ausgewiesenen Einsparbetrag in Höhe von 546.000 EUR bis 2028 mit, le-
gen aber großen Wert darauf, dass dieser Betrag eben nicht bei der eigentlichen Schulsozial-
arbeit vor Ort, sondern im Bereich der Steuerung, gerne auch durch Refinanzierung durch 
Land und Kreis erfolgen soll.  
 
Passend zu dem Thema: Als häie die SH:Z gewusst, dass wir hier heute über Schulsozialar-
beit debaDeren werden, erschienen diese Woche Online-ArTkel zur Entwicklung der Gewalt 
in Schleswig-Holstein und speziell an den öffentlichen Schulen. In einem der ArTkel nahm die 
Vorsitzende der LehrergewerkschaW GEW, Frau KersTn Quellmann, zu den gesTegenen Ge-
waltvorkommnissen an öffentlichen Schulen Stellung. Die GEMON Datenbank, GEMON steht 
für Gewaltmonitoring, erhebt im 6. Jahr die Gewaliaten an Schulen. Diese Vorkommnisse 
haien sich vom Schuljahr 2022/23 mit 611 gemeldeten Taten im letzten Schuljahr 2023/24 
auf 1136 fast verdoppelt. Der Kreis Pinneberg nimmt dabei die SpitzenposiTon mit 181 bzw. 
16% aller Fälle im Land ein. Gefolgt vom Kreis Segeberg mit 14% und Ostholstein mit 13%, so-
mit fallen 43 % aller Fälle auf den Speckgürtel von Hamburg - und wir sind miiendrin. Die 
Vorsitzende der LehrergewerkschaW wird in dem ArTkel ziTert, dass sie von LehrkräWen aus 
allen Teilen des Landes höre, dass die Reizbarkeit und Härte an den Schulen deutlich zuneh-
men. Sie rät und wiederholt damit auch Aussagen der Bildungsministerin Karin Prien, „Schu-
len müssen befähigt werden, eine prävenTve, pädagogische Begleitung leisten zu können.“ 
Damit dieses geschehen kann, muss die Schulsozialarbeit ausgebaut werden, d.h. wir brau-
chen mehr Sozialpädagoginnen an den Schulen im Land.  
 
Und bei uns - steht im Haushaltsbegleitbeschluss die Schulsozialarbeit auf dem Prüfstand. 
Liest und vergleicht man in der Beschreibung zu dieser Maßnahme übrigens die dort aufge-
führten Zahlen, so halten diese einer genaueren Prüfung nicht stand. Aus unserer Sicht sind 
sie schlicht falsch. Darauf gehe ich später näher ein, wenn es um unsere textlichen Ände-
rungswünsche geht. Im Moment ist mir nur wichTg darauf hinzuweisen: Trotz des dringen-
den Sparzwangs wünschen wir uns ein klares Bekenntnis zur Schulsozialarbeit. Einsparun-
gen bei der Schulsozialarbeit heute, sind die Kosten von Morgen. Und diese Kosten werden 
sicher höher ausfallen als die für eine eingesparte Sozialpädagogin.  
 
Kommen wir zum Verkauf von Tafelsilber in Form von LiegenschaWen. Städte und 
Gemeinden, die glaubten, ihren Haushalt durch den Verkauf von Grundstücken und Häusern 
sanieren zu können, haben den Verkauf später biier bereut. Wedel hat nur noch wenige 
eigene Flächen. Wir müssen mit diesen achtsam umgehen und sehr genau prüfen, was wir 
zukünWig damit anstellen wollen. Einmal verkauW, ist für immer verloren.  
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Dieses gilt insbesondere für die Villa, womit wir beim 3. Bereich wären, der uns sehr wichTg 
ist. Dieses Haus wurde der Stadt vermacht mit der Maßgabe, es für soziale Zwecke zu nutzen. 
Die Villa ist etabliert und für Jugendliche gut erreichbar. Erste Ideen zeigen auf, wie Einspa-
rungen unter Beibehalt der sozialen Nutzung in der Villa realisiert werden könnten. Ver-
trauen wir hier auf die Ideen der dann zu gründenden Projektgruppe sowie der sich abzeich-
nenden privaten IniTaTven. Auch bei der Villa halten wir die Beschreibung für nicht korrekt 
und werden das später erläutern. An dieser Stelle nur so viel, ein Verkauf der Villa käme un-
ter dem derzeiTgen Kenntnisstand für uns nicht in Frage.  
 
Die genannten 3 Punkte sind uns als Grüne FrakTon sehr wichTg, das heißt aber nicht, dass 
wir mit den übrigen 27 Maßnahmen glücklich sind. Wir haben, wenn wir uns den Maßnah-
menkatalog ansehen, viele Kröten geschluckt, dies gilt insbesondere für die sozialen Einrich-
tungen und der Kinder- und Jugendarbeit. Aber auch wir wollen, dass wir unseren Haushalt 
in den Griff bekommen und es mit Wedel wieder voran geht.  
 
Stellenplan: 
Dem Stellenplan würden wir in der vorliegenden Fassung zusTmmen, verbunden mit der 
Hoffnung, dass das Volumen künWig reduziert werden kann. Gemäß Haushaltsbegleitbe-
schluss ist die Verwaltung aufgefordert, in den nächsten Jahren im Rahmen einer Aufgaben-
kriTk die Personalkosten zu senken und wir werden das mit wachem Auge verfolgen.  
Im Übrigen freuen wir uns darauf, dass uns der Stellenplan künWig früher und transparenter 
zur Verfügung gestellt wird. Unsere 1. StadträTn hat`s versprochen und wir nehmen Sie beim 
Wort. 
 
InvesCConen: 
Auch dem InvesTTonsplan als Teil des Haushaltes unterstützen wir und hoffen, dem Gebäu-
demanagement gelingt es die ein oder andere „Baufälligkeit“ in diesem Jahr mehr zu beseiT-
gen. Seit Jahren hinken wir beim Sanieren unserer städTschen LiegenschaWen hinterher, da 
wir weder Geld noch personelle Ressourcen haien. Dieses ist miilerweile für alle Bürgerin-
nen und Bürger spürbar:  

- Schlaglöcher in den Straßen werden nur notdürWig repariert 
- Sporthallen sind dringend sanierungsbedürWig  
- der Sportplatz am Förderzentrum ist seit Wochen gesperrt  
- Gebäude haben Wasserschäden 
- Im Rathaus fiel zuletzt mehrfach die Heizung aus 
- Die Park & Ride-Anlage steht zum Teil unter Wasser 
- Unser Kombibad ist am Limit 

 



 

 
 

Seite 5 von 5 

Deshalb begrüßen wir es sehr, dass dieses Jahr etwas mehr Geld für das Gebäudemana-
gement bereitgestellt werden soll und hoffen auf die Freigabe durch Kiel. 
 
Haushalt 
Meine FrakTon hat in der Vergangenheit wiederholt darauf hingewiesen, dass wir für die 
Verwaltung ein Controlling mit transparenter Kostenrechnung als sehr wichTg erachten. Die 
intensiven Diskussionen der letzten Wochen um den Haushaltsentwurf haben erneut 
verdeutlicht, dass hier dringender Handlungsbedarf besteht. Es ist niemandem plausibel zu 
erklären, dass 12,68 Stellen in der Schulsozialarbeit im Jahr unter Vollkosten 1.611.400 EUR 
betragen! Wir brauchen zwingend eine Transparenz der Zahlen und ein Überdenken der 
derzeiTgen Internen Leistungsverrechnung.  
 
Grundsätzlich sind wir also bereit, dem Haushalt trotz des immer noch sehr hohen Fehlbetra-
ges von 13,78 Mio. EUR im Ganzen zuzusTmmen. Prinzip Hoffnung: Dieser hat sich ja auf-
grund der langen haushaltslosen Zeit vielleicht schon wieder ein klein wenig reduziert, zum 
Beispiel durch das verspätete Nachbesetzen vakanter Stellen.  
 
Abschließend möchte ich der Verwaltung und insbesondere dem Team um Herrn Scholz dan-
ken für ihre umfangreichen Vor- und Ausarbeitungen, auch wenn diese für uns nicht immer 
leicht nachzuvollziehen und manchmal auch nur schwer in Allris zu finden waren. Wir hoffen 
mit Ihnen, dass wir hier heute zu einem guten Abschluss kommen und wir dann hoffentlich 
an die Feinplanung zur Umsetzung der Haushaltskonsolidierung übergehen können. 
 
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 
 
(Dagmar Süß) 



Sehr geehrter Stadtpräsident, sehr geehrte Bürgermeisterin, 

Sehr geehrte Damen und Herren der Presse, 

Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

die Rede zum Haushalt 2025 lässt sich sehr kurz 

zusammenfassen: 

Wedel hat ein strukturelles Defizit im Haushalt, Wedel muss 

seine Investitionen nach wie vor drastisch zurückfahren 

Vergangene Haushalte wurden nur unter Vorbehalt und spät 

bewilligt, dieses kann auch dem Haushalt 2025 drohen.  

Hinzu kommen dieses Jahr Einbrüche bei den Einnahmen 

der Gewerbesteuern und den Landeszuweisungen 

gegenüber den Vorjahren in der Größenordnung von 

insgesamt gut 10 Millionen €. Die Kreiszuweisung erhöht 

sich um ca. 0,9 Millionen € im Vergleich zum Vorjahr. 

Es wird immer wieder gesagt, Wedel hätte kein 

Einnahmeproblem, sondern ein Ausgabeproblem, dem 

möchten wir als SPD-Fraktion widersprechen, wir haben 

zumindest beides. Erstmalig sind, soweit ich zurückdenken 

kann, zum Beispiel die Einkommenssteuern höher als die 

Gewerbesteuern.  

Wir haben einen Businesspark, der so vor sich hindümpelt, 

Gewerbe verlässt Wedel oder denkt darüber nach. Wir 

haben einen Hafen der bisher nur Kosten verursacht aber 

uns keine Einnahmen bringt. Hier erwarten wir als SPD 

Fraktion von der Wedeler Verwaltung intensivste 

Anstrengungen dieses zu verändern und in die richtige 

Richtung zu drehen. 



Trotzdem unser gesamtes Defizit liegt bei gut 17 Millionen €. 

Daher müssen wir schauen wie wir unsere Finanzmittel 

besser und dabei mit Blick auf unsere Mitbürgerinnen und 

Mitbürger auch effizienter einsetzen und entsprechend 

überprüfen. Dabei geht es wie immer hauptsächlich um die 

sogenannten „freiwilligen Leistungen“ in unserer Stadt, die 

aber unser Zusammenleben verbessern und auch 

erleichtern sollen. 

Wir haben dafür gemeinsam mit der Verwaltung uns 

zusammengesetzt und uns auf einen 

Haushaltsbegleitbeschluss weitgehend geeinigt der heute 

auch zur Abstimmung steht. Wichtig für uns ist dabei, dass 

die Punkte, die dort aufgezählt sind mit den Betroffenen 

beraten und diskutiert werden und bevor sie umgesetzt 

werden den Ausschüssen und dem Rat zur endgültigen 

Entscheidung noch einmal vorgelegt werden. 

Nicht alle Punkte im Haushaltsbegleitbeschluss sind für uns 

nicht so umsetzbar, und wir werden heute dazu noch 

Stellung nehmen. Wichtig ist für uns, der Erhalt der 

Schulsozialarbeit und der Villa als eigenständige Institution. 

Bei der Schulkindbetreuung und auch insbesondere bei den 

Kitas erwarten wir das Gesetz der Landesregierung. Für die 

Kitas schon seit Jahren angekündigt und immer noch nicht in 

Kraft getreten. 

Die Schulsozialarbeit ist Präventionsarbeit und in der 

heutigen Zeit wichtiger denn je. Den Folgen der Pandemie 

sowie auch der russische Angriffskrieg sind u.a. 

aufzuarbeiten. Bei einer Streichung ist zu befürchten, dass 



die Kosten in der Zukunft von der Gemeinschaft zu tragen 

sind. 

An dieser Stelle der herzliche Dank der SPD Fraktion an die 

Verwaltung, namentlich Herrn Scholz und sein Team für die 

Vorarbeit, die geduldige Beantwortung all unserer Fragen, 

für die stete dem Beratungsstand angepasste Überarbeitung 

des Haushaltsentwurfes. Unser Dank geht aber auch an 

diejenigen Mitarbeiter*innen im Rathaus, die sich sehr aktiv 

für die Verbesserung der Einnahmesituation durch Akquise 

von Fördergeldern eingesetzt haben.  

Und danke auch an ausnahmslos alle anderen Fraktionen im 

Rat. Die SPD hat die diesjährigen Beratungen zum Haushalt 

durchweg konstruktiv, ergebnisorientiert, pragmatisch und 

lösungsorientiert erlebt. 

 Für die SPD Fraktion 

 Lothar Barop 

 



WSI-Fraktion im Rat der Stadt Wedel 

Sehr geehrte Frau Bürgermeister, lieber Herr Stadtpräsident, sehr geehrte Ratsver-
sammlung, 

heute steht wieder die Entscheidung zu einem hochdefizitären städtischen Haushalt 
an. Wir, die WSI,  blicken mit großer Sorge auf die Entwicklung unserer Stadt, insbe-
sondere auf die Entwicklung der städtischen Finanzen. 

Es ist der Verwaltung und den Ratsversammlungen in den letzten Jahren - mittler-
weile kann man wohl sogar eher sagen in den letzten Jahrzehnten - nicht gelungen, 
nachhaltige Sparkonzepte zu entwickeln und dann auch eine echte Ausgabendiszi-
plin durchzusetzen. Ganz im Gegenteil - die Ausgaben sind trotz vorliegender Ein-
sparideen von Jahr zu Jahr ungebremst weiter gestiegen und werden - wie den ak-
tuellen Planungen zu entnehmen ist  - auch im kommenden Haushaltsjahr deutlich 
weiter ansteigen.


Zwar liegt uns in diesem Jahr ein Haushaltsbegleitbeschluss der Verwaltung vor, der 
bis 2028 zu einem Einsparvolumen der laufenden Ausgaben von insgesamt 9,5 Mio 
Euro führen soll. Dieser Beschluss ist  allerdings nur auf Druck der Kommunalauf-
sicht entstanden, nachdem die Bürgermeisterin im vergangenen Jahr, mitten in den 
laufenden Haushaltsberatungen, nach Kiel gereist war,  um sich dort bereits vor der 
Beschlussfassung durch die Politik eine Genehmigung des extrem defizitären Haus-
halts zu holen. Das Ergebnis ist bekannt. 


Jetzt liegt zusätzlich zu Haushalt und Stellenplan ein vermeintlich „alternativloser“ 
Haushaltsbegleitbeschluss vor mit einem Sparvolumen von 9,5 Mio Euro bis zum 
Jahr 2028. Ob dieses Volumen ausreicht, um den Haushalt 2025 genehmigungsfähig 
zu machen? Wir werden sehen.


Dabei steht selbst die Umsetzung dieses eher bescheidenen Sparvolumens unserer 
Auffassung nach auf tönernen Füßen. Denn alle dort vorgeschlagenen Maßnahmen 
müssen in den kommenden Jahren erst auf ihre Realisierbarkeit geprüft, in Konzepte 
gegossen und schließlich beschlossen werden. Wie letztendlich die entsprechenden 
Beschlussvorlagen der Verwaltung in diesem Kontext aussehen werden, wie hoch 
die konkret ermittelten Sparvolumina tatsächlich sein werden und ob es dann über-
haupt Mehrheiten für deren Umsetzung geben wird, steht in den Sternen.

Und wenn man bereits jetzt die Aussagen einiger Ratsparteien aber auch der Ver-
waltung zu einzelnen Einsparvorschlägen hört, werden am Ende sicher - wie leider in 
der Vergangenheit auch immer - nicht viele  konkrete Einsparungen übrig bleiben.


Dabei reichen die angestrebten 9,5 Mio Euro Sparvolumen bis 2028 bei weitem nicht 
aus, um nur annähernd ein Einsparvolumen zu erreichen, das unseren städtischen 
Haushalt wieder „auf Kurs“ bringen könnte. Wedel schiebt einen gigantischen 
Schuldenberg und einen riesigen Investitionsstau vor sich her. Schulen, Feuerwehr-
wache, Straßen, Sportstätten, öffentliche Gebäude - ich könnte noch viel mehr auf-
zählen - sind teils in einem erschreckenden Zustand. 


Darüber hinaus gibt es in der heutigen Zeit auch noch andere Anforderungen: So  
muss es der Stadt gelingen, zukunftsfähig zu werden. Die Wärmewende muss für 
die Bürger ebenso möglich gemacht werden, wie der hierfür erforderliche Ausbau 



aller Netze. Neue Kraftwerkskapazitäten müssen geschaffen werden. Für zusätzliche 
Klimaanpassungsmaßnahmen werden weitere Gelder benötigt.  Das alles sind Erfor-
dernisse, die in der aktuellen Investitionsplanung noch gar nicht berücksichtigt sind. 
Allerdings - da werden mir sicher alle Recht geben  - werden diese alles andere als 
unverzichtbar sein.


„Unverzichtbar“, das ist der Begriff, der in der Mahnung des Leiters der Revision 
steckte, als dieser den Mitgliedern des Hauptausschusses quasi ins Gewissen rede-
te, nur noch „absolut notwendige“ Maßnahmen auf den Weg zu bringen.


Aber was ist denn tatsächlich absolut notwendig für eine Stadt wie Wedel?

Sicher ist beispielsweise ein eigenes Schwimmbad für eine Stadt an der Elbe nicht 
unwichtig. Aber ist der aktuell geplante Umbau der Badebucht für 14,7 Mio Euro tat-
sächlich in der vorgeschlagenen Form unverzichtbar? Auch dann absolut notwendig, 
wenn die Badebucht künftig für alle die Bürger, die nicht Schulkinder, Vereinsmitglie-
der, Kursteilnehmer oder Saunagänger sind, nicht mehr zur Verfügung stehen wird? 

Wäre es hier nicht beispielsweise sinnvoller, die angebotene Expertise der DLRG 
erst einmal zu nutzen, um vielleicht andere, günstigere Ideen zu entwickeln? Denn 
auch in anderen Städten, die  keine eigenen Spaßbäder haben, gelingt die Grund-
ausbildung im Schwimmen. Aber für Wedel ist der geplante Umbau der Badebucht 
in dieser Form tatsächlich alternativlos? In der jetzigen Lage der Stadt?


Wir, die WSI,  haben da unsere Bauchschmerzen. Genauso wie es für uns unver-
ständlich ist, dass die Verwaltung in jedem Jahr eine Ausweitung des Stellenplans in 
Millionenhöhe vorschlägt. Haushaltsdisziplin? Alternativlos?


Wenn wir nicht aufhören, „blinde Flecken“ bei der Haushaltskonsolidierung zuzulas-
sen, werden wir die Bereiche, die aktuell im Fokus stehen, über Gebühr belasten 
müssen, um überhaupt zu nennenswerten Einsparergebnissen zu kommen. 


Ich kann mir vorstellen, dass das Thema den einen oder anderen nervt. Aber ich 
muss diese Frage stellen: Wieso ist eigentlich immer Geld für den Hafen da, wenn es 
vermeintlich benötigt wird, sei es, um zu investieren, sei es, um im leeren Hafenbe-
cken Schlick zu baggern?  Wo kommt eigentlich das Geld dafür her in der jetzigen 
haushaltslosen Zeit? Baggern geht anscheinend, aber die Reparatur einer Sporthalle 
oder die Trockenlegung eines Wasserschadens in einer Schule geht nicht? Gefahr in 
Verzug im Hafenbecken aber nicht in der Gebäudesubstanz. Absolut notwendig?


Wir warten jetzt nur noch darauf, dass es nach Ablauf der aufschiebenden Wirkung 
des Bürgerentscheids gegen Wedel Nord auch hier wieder weiter geht, als wäre 
nichts gewesen  und die Stadt sich durch überbordendes Wachstum und gegen den 
ausdrücklichen Willen der Bürger noch weiter ruiniert. Unverzichtbar?


Nein, vieles, was momentan gemacht wird, ist in dieser Haushaltsnotlage durchaus 
verzichtbar. Nachdem es Ende letzten Jahres bereits so gut geklappt hatte, mit dem 
Antrag der WSI-Fraktion zur Raumdoppelnutzung, hatten wir eigentlich erwartet, 
dass es schon erste Gespräche und Konzepte zur Umsetzung dieses Beschlusses 

geben würde. Aber auch hier warten wir bislang vergebens.




Aufgrund der Dringlichkeit  der Lage hat die WSI-Fraktion in den letzten Hauptaus-
schuss den Antrag eingebracht, die Haushaltssicherung neu aufzustellen, indem 
Budgets eingeführt werden. Der Charme eines solchen Vorgehens wäre eine klare 
Steuerung auf Basis der vorhanden finanziellen Möglichkeiten und das über alle Be-
reiche des Haushaltes.


Aber offensichtlich wollen weder Verwaltung noch die anderen Ratsfraktionen ein 
derartiges Controlling einführen. Das wäre für viele wohl ein zu deutlicher und struk-
turierter Eingriff „von oben“ und würde die eigenen Einflussmöglichkeiten zu sehr 
beschneiden. Dann wird lieber weiter selbst gesteuert. Zum Schaden der Stadt. Wir 
sind gespannt auf die Ergebnisse.


Meine Damen und Herren, sie spüren sicher meinen Frust bei diesen Ausführungen. 
Und ja, ich bin frustriert. Es fällt mir schwer zu akzeptieren, dass meine Heimatstadt 
in eine derartige Schieflage geraten ist und es anscheinend keine Mehrheiten dafür 
gibt, sie wieder hieraus zu befreien. So stolpern wir leider immer weiter auf die „Ver-
geblichkeitsfalle“ zu.


Es wird Sie daher alle sicher nicht überraschen, dass die WSI-Fraktion dem vorge-
schlagenen „weiter so“ nicht wird folgen können. Wir halten es daher für absolut 
notwendig, die ausgetretenen Pfade zu verlassen und somit den vorgelegten Haus-
halt sowie den Stellenplan abzulehnen. Auch dem Haushaltsbegleitbeschluss wer-
den wir nicht zustimmen, da er uns zu unambitioniert ist, wir seine Umsetzung für 
fraglich halten und wir auch die gebotene Haushaltswahrheit und -klarheit in der 
vorgelegten Unterlage vermissen.


Da es in dieser Ratsversammlung ja offensichtlich Mehrheiten für ein „weiter so“ 
gibt, bleibt uns nur noch mit Spannung das „Urteil“ der Kommunalaufsicht zum 
Haushalt abzuwarten. Sollte diese den Haushalt genehmigen, werden wir die ange-
kündigten Arbeitsgruppen zur Haushaltssicherung selbstverständlich kritisch beglei-
ten und auch weiterhin zielführende Ideen zur Haushaltssicherung beisteuern.


In diesem Sinne danke ich Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.


Angela Drewes

Fraktionsvorsitzende der WSI-Fraktion
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Haushaltsrede der FDP zum Haushalt 2025 

 

Sehr geehrter Herr Stadtpräsident, sehr geehrte Frau Bürgermeisterin,  

sehr geehrte Damen und Herren der Verwaltung,  

sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,  

sehr geehrte Bürgerinnen und Bürger Wedels, 

wir stehen heute vor einer ernsten finanziellen Herausforderung. Nach der Vorlage 

dieses desaströsen Haushalts und den nervenaufreibenden Beratungen der 

vergangenen Wochen muss uns allen klar sein: Wir brauchen keine Beschönigungen, 

kein Wegsehen und schon gar keine parteipolitischen Spielchen. 

Realität statt Wahlkampf: Als ich diese Rede zu schreiben begann, steckten wir noch 

mitten im Wahlkampf. Nun ist dieser endlich vorbei, und wir haben die Chance, die 

dringend notwendigen Sparmaßnahmen ernsthaft zu prüfen. Ob diese letztlich 

tatsächlich die angestrebten 9 Millionen Euro Einsparungen bis 2028 bringen, bleibt 

abzuwarten. Zweifel bestehen nicht nur hinsichtlich des politischen Willens, sondern 

auch bei der Realität der prognostizierten Einsparungen. 

Ein Haushalt in der Krise: Der Haushaltsentwurf 2025 zeigt ein Defizit von rund 16 

Millionen Euro. Hinzu kommen Kassenkredite in Höhe von 24 Millionen Euro. Anders als 

andere Kommunen hat Wedel nicht nur keine Rücklagen gebildet, sondern auch das 

Eigenkapital massiv aufgebraucht. Bis 2028 wird unsere Stadt mit 134 Millionen Euro 

verschuldet sein. Das bedeutet eine Schuldenlast von 3.890 Euro pro Einwohner. Wenn 

wir nicht endlich gegensteuern. 
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Dieses Problem ist nicht neu. Trotz wiederholter Mahnungen und Ankündigungen von 

Konsolidierungsmaßnahmen haben wechselnde Mehrheitsverhältnisse dazu geführt, 

dass nie ernsthaft gespart wurde. Der seit Jahren anhaltende Unwille die Ausgabenseite 

der Stadt zu reduzieren ist jedoch nicht der alleinige Grund. Nicht nur die Ausgabenseite 

ist das Problem, auch die Einnahmen brechen weg. 

Sinkende Einnahmen und steigende Kosten: Für 2025 werden nur noch 19 Millionen 

Euro an Gewerbesteuereinnahmen erwartet – ein Rückgang von 4,6 Millionen Euro. 

Gleichzeitig steigen die Kosten rasant: 

 Bauunterhaltung: 8,4 Millionen Euro für städtische Gebäude in 2025 – ein 

Anstieg von fast 500 % im Vergleich zu den Vorjahren. 

 Soziale Aufgaben: 2,23 Millionen Euro für Mietkosten und Infrastruktur allein für 

die Unterbringung von Geflüchteten 

 Inflation und Kostensteigerungen: Diese erleben wir nicht nur im privaten 

Bereich, sondern sie belasten auch den Wedeler Haushalt. Erhöhte Ausgaben für 

Energie, Material und Personal belasten den Haushalt zusätzlich. Allein im 

Bereich Personal sind über die Jahre die Kosten um 7 Millionen Euro angestiegen 

und liegen heute bei fast 29 Millionen Euro. 

Verantwortung statt Wunschdenken: Wir müssen uns von der Praxis verabschieden, 

neue Ausgaben zu schaffen, ohne die Einnahmen realistisch im Blick zu behalten. 

Alle freiwilligen Leistungen der Stadt müssen auf den Prüfstand. Das bedeutet nicht, 

dass wir die Stadtbücherei oder die Villa schließen. Aber wir müssen Doppelstrukturen 

abbauen und Angebote anpassen. Es ist unverantwortlich, Einsparprüfungen reflexartig 

abzulehnen, während keine realistischen Alternativen präsentiert werden. Wir 

entscheiden hier über die Steuergelder unserer Bürgerinnen und Bürger, nicht über 

unser eigenes Geld!  
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Die Gefahr von Denkverboten: Wenn wir nicht selbst handeln, werden übergeordnete 

Behörden in Kiel über unsere Stadt entscheiden – ohne Rücksicht auf soziale oder 

kulturelle Bedürfnisse. Wer nach der Kommunalaufsicht ruft, sollte sich darüber im 

Klaren sein: Dann werden nicht alternative Lösungen gefunden, sondern es wird 

abgelehnt bzw. schlichtweg gestrichen. Dies auch per Dekret, eine Unterstützung in 

Form von Beratern oder Experten wird es nicht geben. Der einzige "Vorteil" wäre, dass 

die "Schuld" dann auf Kiel abgewälzt werden könnte. Ein solches Szenario würde uns 

jeglichen Spielraum für unser Wedel nehmen und ein emotionsloser Blick auf nackte 

Zahlen wäre dann Programm. 

Wedel braucht einen Kurswechsel: Die Haushaltslage ist nicht nur angespannt, sie ist 

katastrophal. Ein Unternehmen würde in dieser Situation Insolvenz anmelden. Ein 

Privathaushalt selbiges oder drastisch sparen. Und genau das müssen wir jetzt auch 

tun! 

Wedel hat, auch bei geringerem Gewerbesteuereinkommen, kein Einnahmenproblem – 

wir haben ein massives Ausgabenproblem. 

Es reicht nicht, in den sozialen Medien die Wichtigkeit von Einrichtungen wie VHS, 

Stadtbücherei oder Musikschule zu betonen.  Das steht auch für uns außer Frage.                

Alle Wedeler Einrichtungen, Vereine und Verbände leisten wertvolle Arbeit, zum großen 

Teil auch ehrenamtlich. Dafür gilt ihnen unser größter Dank. Aber wir müssen realistisch 

sein: Wir können uns dieses breite Angebot nicht mehr leisten.  

Dazu gehört dann eben auch das kritische Hinterfragen der sogenannten "Add-ons" für 

die Wedeler Kitas. Müssen es Wickellandschaften, Garderoben und Spielgeräte für 

zehntausende Euro sein? Geht es nicht auch bescheidener in der Ausstattung? 

Ebenso - und das darf nicht falsch verstanden werden - muss Wedel eine 

Schulkindbetreuung anbieten, zu prüfen ist allerdings das "wie" und zu welchem Preis. 
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Hier müssen wir zudem noch abwarten, welche Standards das Land vorgeben wird und 

in welcher Höhe eine Kostenbeteiligung erfolgen wird. 75% von was? 

Würden wir alle freiwilligen Leistungen streichen, wäre der Haushalt mit aufgerundet 10 

Millionen Euro im Plus. Das zeigt das wahre Problem. 

Unsere Prioritäten, die wir zur Kommunalwahl in unserem Programm formulierten, 

haben sich nicht geändert: 

mit den Steuergeldern der Bürgerinnen und Bürger einen möglichst großen Mehrwert für 

Viele schaffen und keine teuren Insellösungen für Wenige. 

Dazu gehören für uns: 

 Keine Kürzungen bei der Schulsozialarbeit 

 

 Investitionen in die stark sanierungsbedürftige Badebucht, damit keine 

Schließung droht. Wie eine mögliche Lösung aussehen kann, wissen wir 

heute noch nicht. Wedel benötigt definitiv Unterstützung aus Landesmitteln, 

um dieses Schwimmbad erhalten zu können.  

 

 Keine weiteren Erhöhungen der Grund- oder Gewerbesteuer 

Wedel muss attraktiver für Unternehmen werden – nicht abschreckender. Wir können 

es uns nicht leisten, weitere Jahre ungenutzte Gewerbeflächen brachliegen zu lassen. In 

einer Stadt wie Wedel, die mit Wettbewerb im Umland (z.B. mit Autobahnanschluss) 

konfrontiert ist, können wir uns keine weitere Unsicherheit leisten. Ohne verlässliche 

Gewerbesteuereinnahmen bedeutet das weniger finanziellen Spielraum, welcher 

dringend für Investitionen in die Infrastruktur (wie unsere Schulen, Sporthallen, Straßen, 
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Fuß- und Radwege) und damit die Verbesserung der Lebensqualität unserer 

Bürgerinnen und Bürger benötigt wird. 

Eine nochmalige Erhöhung der Grundsteuer würde alle Einwohnenden, Eigentümer und 

Mietende, über Gebühr belasten. 

Sollte es im Laufe der politischen Diskussionen dazu kommen, dass die Badebucht 

nur mit Erhöhung der Grundsteuer zu finanzieren ist, streben wir einen 

Bürgerentscheid/Bürgerbefragung an, ob dies von der Mehrheit der Bürgerinnen 

und Bürger gewünscht wird. 

Auch die Politik muss sparen: Symbolik allein löst keine Finanzkrise, aber auch wir 

sollten vorangehen: 

 Müssen wir so viele Sitzungen abhalten? 

 Benötigen wir derart umfangreiche Protokolle, die Personal binden? 

 Müssen in den Sitzungen kleine Einzelflaschen an Getränken bereitgestellt 

werden? 

Die FDP-Fraktion verzichtet deshalb auch in 2025 auf ihr zustehendes Fraktionsbudget. 

Unser Abstimmverhalten: 

 Die größten Kostenfaktoren im Haushalt sind: 

 Personalkosten 

 Bildungsbereich 

 Freiwillige Leistungen 

Eine Bitte vorab: Bitte verzeihen Sie, wenn ich im Gewirr der zahlreichen, 

unterschiedlichen, nachgereichten Vorlagen seit Herbst 2024 eventuell nicht die jeweils 
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aktuellste Zahl erwischt habe. An den grundsätzlichen Aussagen ändert dies am Ende 

leider nichts. 

Einsparungen in Bildung und Freizeit sind vorgesehen, wie im 

Haushaltsbegleitbeschluss zu finden – aber betriebsbedingte Kündigungen wurden 

ausgeschlossen. Gleichzeitig steigen die Personalkosten weiter um rund 400.000 Euro. 

Immerhin hat die Verwaltung seit der ersten Vorlage aus Oktober 2024 selbst einige 

Streichungen von Stellenneueinwerbungen vorgenommen, denn damals war noch eine 

Ausweitung von über 600.000 € geplant.   

Aber auch diese reduzierte Ausweitung können wir nicht nachvollziehen. Wir können der 

Wedeler Bevölkerung kaum erklären, dass wir in allen Bereichen - besonders aber im 

Bildungs- und Freizeitbereich sparen wollen, aber den größten Ausgabeposten Personal 

weitestgehend ausschließen. 

Der Landesrechnungshof hat bereits 2021 darauf hingewiesen, dass Wedel einen 

überdurchschnittlichen Personalstand hat. Dennoch gibt es weiterhin 

Überlastungsanzeigen der Mitarbeitenden der Verwaltung und 

Kündigungsandrohungen, angesichts derer die Bürgermeisterin Personalreduktionen 

natürlich vermeiden möchte. Es benötigt politischen Willen, an einer sinnvollen 

Reduzierung der Personalkosten aktiv mitzuwirken.  

Auch mit den zahlreichen Anpassungen, ob im Begleitbeschluss oder im Stellenplan, 

genügen diese in unseren Augen immer noch nicht und sind auch nicht realistisch. Wir 

als FDP sind der Überzeugung, dass es dringend notwendig ist, die Konsolidierung 

voranzutreiben. Nur durch eine nachhaltige Reduzierung der Ausgaben und eine 

kritische Überprüfung der Verwaltung können wir verhindern, dass die kommenden 

Generationen für die Fehlentscheidungen von heute aufkommen müssen. 

Nehmen wir uns kein Beispiel am Bund!  
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Wir stimmen daher dem Haushaltsbegleitbeschluss zu, unter der Voraussetzung, 

dass zeitnah das weitere Procedere besprochen und die Anträge und Anmerkungen 

von Anfang an einbezogen werden. Die Haushaltssatzung 2025 mit einem Defizit 

von 16 Millionen Euro und den Stellenplan mit neu eingeworbenen Stellen in 

Summe von rund 400.000 Euro lehnen wir jedoch ab! 

Ein Wort zu den Kassenkrediten: Kassenkredite sind vergleichbar mit einem 

Dispokredit. Wedel hat aktuell 24 Millionen Euro an Kassenkrediten und kann diese, seit 

der Haushaltssatzung 2022, noch bis auf den Höchstbetrag von 55 Millionen Euro 

erhöhen. Laut der heute zu verabschieden Haushaltssatzung 2025 wird der 

Höchstbetrag der Kassenkredite auf 60 Millionen Euro erhöht.  

Zum Vergleich die Höchstbeträge anderer Städte und des Kreis Pinnebergs: 

 Elmshorn (51.000 Einwohner): 15 Millionen 

 Norderstedt (88.000 Einwohner): 20 Millionen 

 Flensburg (96.000 Einwohner): 49,6 Millionen 

 Kreis Pinneberg (340.000 Einwohner): 50 Millionen 

Empfohlen werden für eine Stadt wie Wedel maximal 25 Millionen Euro, also etwa 20% 

der im Ergebnishaushalt veranschlagten ordentlichen Aufwendungen. In unserer 

Haushaltssatzung 2025 wird jedoch bereits prognostiziert, dass die Höchstsumme bis 

2028 fast ausgeschöpft werden müsse, sollte nicht stark gegengesteuert werden. Mit 

den Investitionskrediten, die Wedel in dreistelliger Millionenhöhe aufgenommen hat, 

kämen wir auf Zinszahlungen von jährlich 7 Millionen Euro. 

Zudem stellen Kassenkredite laut Erlass des Innenministeriums keine 

Finanzierungsmittel dar, auch nicht mittelfristig! 

Wir werden daher keiner Haushaltssatzung zustimmen, die Kassenkredite über 30 

Millionen Euro vorsieht. Wir erwarten von der Verwaltung einen Plan zur Umschuldung 
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in langfristige, zinsgünstigere Kredite, auch wenn diese in Wedel bereits ein Ausmaß 

angenommen haben, welches größte Sorgen bereitet. 

Fazit: Unsere finanzielle Zukunft liegt in unserer Hand. Lassen Sie uns gemeinsam 

verantwortungsbewusst handeln und die langfristige Zukunft der Stadt Wedel im Blick 

behalten – nicht nur für uns, sondern insbesondere für kommende Generationen. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

 

Für die FDP-Fraktion Wedel 

Nina Schilling 

Fraktionsvorsitzende 

 



 

Haushaltsrede 2025 
 

 

 

Der heutige Haushalt für 2025 steht unter keinem gutem Stern. 

Wir haben Veräußerungen von Öffentlichem Eigentum, wir haben Gebührenerhöhung für die breite 

Masse, und wir haben Einschränkungen im Sozialem Bereich. 

 

Wir, als Linke sind nicht begeister von diesen Entwicklungen. 

Wir mögen sie nicht, weil Teile davon auf Bundes oder Länder Entscheindungen zurück gehen, 

welche wir als Kommune, und damit auch die Einwohner bezahlen dürfen. Das finden wir falsch! 

 

Wenn Bund und Länder bestellen, dann sollte auch das Bestellerprinzip fassen. 

Wer die Musik bestellt, der bezahlt auch dafür. Hätte das Land dieses getan vor Jahren, sähe unsere 

Situation auch ganz anders aus. 

 

Die Einsparungen heute und der letzten Jahre sind leider ein Ergebnis kapitalistischer Politik. 

Geld schlägt Verantwortung. 

 

Obwohl der Bund nun auch erkannt hat, das in diesem System, Wachstum aus Schulden resultiert, 

konnte er sich nicht durchringen die Kommunen zu entlasten. 

Und so zwingt uns der Kapitalismus Gleichberechting abzuschaffen, indem er sagt: erhöhe die 

Gebühren, damit Frauen zuhause bleiben. Veräussere deine Grundstücke, damit einzelne mehr 

Profit machen können, kürze Soziale Dienste, weil sie sind freiwillig. 

 

In einem Sozialistischerem System wäre solche Sachen undenkbar, weil der Bund für diese 

Lebenswichtigen Aufgaben aufkommen würde. Weil im Gegensatz zu uns, der Bund Geld schöpfen 

kann. 

 

Aber wir können das nicht, deshalb müssen wir uns dem System unterwerfen und Kürzungen 

zustimmen, um unsere Handlungsfähigkeit zu erhalten. 

Soziale Marktwirtschaft sieht anders aus. 

 

Wir werden den Prüfaufträgen zustimmen aber sagen auch Gleichzeitig, dass es keine Kürzungen in 

sozial wichtigen Bereichen, keine unnötigen Steuern oder Gebühren Erhöhungen geben darf. 

Wedels Bürger mögen "Wohlhabend" sein laut der Stadtsprkasse, aber das sollen sie auch bleiben 

aus unserer Sicht. 

Und die Ökonomisch Schwachen dürfen nicht benachteiligt werden am sozialem Aufstieg. Ihnen 

dürfen von Seiten der Politik nicht noch mehr Steine in den Weg gelegt werden. 



Rede des JGB zum Haushalt 

Sehr geehrter Herr Stadtpräsident, Sehr geehrte 
Ratsversammlung, Sehr geehrte Beiräte, Sehr 
geehrte Pressevertreter, Sehr geehrter 
anwesenden Schüler*innen, Sehr geehrte 
Bürger*innen. 

Hinter uns liegen intensive Monate. Deswegen ist 
es erstmal eine erfreuliche Nachricht, dass wir 
einen Haushaltsentwurf haben, der von einer 
Mehrheit der hier Anwesenden getragen wird, 
damit die Institutionen in dieser Stadt wieder 
handlungsfähig sind. Wir sind Pleite, das steht 
fest.  Wir stehen mit dem Rücken zur Wand. Doch 
eins ist klar trotz des dringenden Bedürfnisses 
zum Sparen, können die einzelnen Punkte, die in 
der Haushaltssicherung genannt werden, nicht alle 
so, wie sie vorgeschlagen sind, umgesetzt werden, 
ohne gravierende, folgenschwere Schäden zu 
hinterlassen. Das muss uns allen klar sein. Ein 



Beispiel hierfür ist das Thema der 
Schulsozialarbeit, welches bereits im Vorfeld zu 
Protesten geführt hat.. Eine Kürzung bei der 
Schulsozialarbeit wird schwerwiegende Folgen für 
die Kinder und Jugendlichen haben, insbesondere 
für diejenigen, welche es jetzt schon schwerer 
haben als andere. Sie wären ein Schlag ins 
Gesicht aller Kinder, Jugendlichen  und jungen 
Erwachsenen in dieser Stadt. Trotz der 
gravierenden Haushaltslage sollten die Kinder und 
Jugendlichen nicht, wie derzeit geplant, den 
Großteil der Belastungen tragen müssen. 
Kürzungen bei der Schulsozialarbeit heute sind 
nur kurzfristige finanzielle Verbesserungen. Sie 
sprechen von liebgewonnenen Gewohnheiten, 
aber Schulsozialarbeit ist dies nicht, 
Schulsozialarbeit ist unersetzlich. Hier würde es 
doch eher Sinn ergeben, den Kreis und das Land 
dazu zu bringen, ihren Anteil zu zahlen.  Sie 
vergleichen uns hier mit dem Landesdurchschnitt, 
ignorieren dabei aber, dass wir in vielen Punkten, 
die den Bedarf von Schulsozialarbeit fördern, sind 
wir leider über dem Landesdurchschnitt liegen, das 
gehört auch zur Wahrheit. Diese werden langfristig 
höhere Kosten  verursachen. Die Schulsozialarbeit 
steht so schon vor dem Kollaps, droht 



Überlastungsanzeigen zu stellen, genauso wie die 
Mitarbeiter im Kijuz und statt wie üblich, dann neue 
Stellen zu schaffen, wollen sie stellen kürzen. 
Gleiches gilt für Kürzungen bei den Leistungen der 
Stadtbibliothek, welche unermessliche Leistungen 
im Bereich der Leseförderung leistet und wie jetzt 
in der Phase vor dem Abitur wieder zu 
beobachten, einen Lernraum für Jugendliche, auch 
im digitalen Zeitalter schafft. So sorgt sie auch hier 
für soziale Gerechtigkeit, indem sie denjenigen, 
die zuhause keinen Platz zum ruhigen Lernen 
haben, dafür einen Platz bietet. Kürzungen hier 
sind unerträglich und unsozial. Die 
Kommunikation zum Haushaltsbegleitbeschluss ist 
in diesem Thema von ihrer Seite aus zu großen 
Teilen eine Katastrophe. Da kann doch nur und ich 
zitiere aus einer Einsendung an den Jugendbeirat: 
„Es wirkt so, als sei der Politik die Jugend dieser 
Stadt egal.“ Und ja, wir müssen sparen. Es ist 
bekannt, dass wir finanzielle Schwierigkeiten 
haben, aber es gibt unverzichtbare Grenzen. 

Aus  unserer Sicht ist es unerträglich, dass ein 
großer Teil der Sparmaßnahmen Einrichtungen für 
Kinder und Jugendliche betreffen. Die erdrückende 
Schuldenlast muss sozial gerecht auf alle 
Generationen verteilt werden. Dabei müssen auch 



Kinder und Jugendliche, obwohl sie am wenigsten 
dafür können, ihren Anteil leisten. Es bedarf einer 
gemeinsamen Kraftanstrengung aller, auch der 
Verwaltung. Wir fordern entschieden 
Generationengerechtigkeit bei den Einsparungen! 
Denn die momentanen Einsparvorschläge sind 
nicht generationengerecht. 

Die Fehler der letzten Jahre dürfen nun von den 
Schwächsten ausgebadet werden. Das ist unfair. 

Jugendfreizeiten, Schulsozialarbeit, Kitas, VHS, 
Musikschule, Stadtbibliothek, die Badebucht, die 
Villa, das Mittendrin. Es werden schwere Zeiten.  
Sie sprechen von Träumen und Hoffnung der 
Bürger, aber auch Kinder, Jugendliche und junge 
Erwachsene sind Bürger*innen dieser Stadt. 
Gerade ihre Träume sollten nicht zerstört werden. 

Zum Schluss noch ein Appell an sie alle. Sie 
sprechen von mehr Verantwortung, die 
übernommen werden muss. Es gibt jedoch noch 
soziale Verantwortung, neben den Zahlen, 
vergessen sie dies nicht. 

Und so appellieren wir an sie: Haben sie 
Verständnis für die Sorgen der Jugendlichen und 
wandeln sie diese in konkrete politische 



Handlungen um. Zuhören ist gut, danach handeln 
noch besser. Deswegen auch unser Antrag: 
Beteiligen sie uns in den AGs. Wir bedanken uns, 
bei den Fraktionen, die uns eingeladen haben, 
oder uns besuchen gekommen sind, um unsere 
Meinung zu diesem Thema zu hören. Wir 
empfinden es als schade, dass dies nicht alle 
Fraktionen für nötig hielten. 

Wir blicken gespannt auf die nächsten Monate, 
vielleicht Jahre, in denen wir in den AGs mit Ihnen 
Konzepte zur Umsetzung der Sparvorschläge 
diskutieren. Gerade in die Raumdoppelnutzung 
setzen wir große Hoffnungen. Die nächsten Jahre 
werden nicht einfach und wir bedanken uns schon 
mal im voraus bei allen, die sich ehrenamtlich zum 
Wohle unserer Stadt einsetzen. Wir werden unser 
Bestes geben, konstruktiv an den AGs 
teilzunehmen und aufpassen, dass sie die 
Jugendlichen und Kinder nicht ignorieren und 
gleichzeitig konstruktive Lösungen für die aktuelle 
Situation finden. 

  
 



Fragen von Herrn Rüdiger: 

 

Aus Zeitgründen in der Ratssitzung habe ich  zum TO-Punkt „Öffentliche Anfragen“ nicht 

den Text mündlich vorgetragen, sondern ihnen den Text  in schriftlicher Form übergeben. Ich 

bitte Sie diesen nachstehenden Text dem Protokoll anzuhängen, da ich Änderungen 

vorgenommen habe. 

 

Wedeler Hafen und der Planetenpfad 
 

Im Einzelnen zum Thema  

 

1: Ostmole: 

 

An der Anlegestelle gegenüber dem zukünftigen Hafenhäuschen sind Absackungen mit einer 

Höhe von über 30 mm entstanden. Es kann dadurch zu Unfällen kommen mit schweren 

Verletzungen. Wann werden die Stolperkanten beseitigt? 

 

2. Westmole 

 

Auf der Westmole hat die Verwaltung Metallplatten verlegt um die Absenkungen 

auszugleichen. Die Platten sind in sich verschoben und stellen Stolperfallen dar. Wenn man 

die Stufen an der Westmole herunter geht, sind die großen Platten höhenmäßig stark 

verschoben und bilden ebenfalls Stolperfallen. Wann werden auch diese beseitigt? 

 

3. Toilettenzugang am Hafen 

 

Im Bereich der der Restaurationen ist ein neuer Toilettenbereich geschaffen worden. Der 

Zugang ist nicht gekennzeichnet. Lediglich ein Hinweisschild, dass Toiletten dort sind, steht 

unbefestigt in einer Ecke. Die Betonsteine zur Abgrenzung zum Hafen lassen sich 

verschieben und können ebenfalls zu einer Stolperfalle werden, insbesondere nachts. 

 

Entlang der Restauration verlaufen 2 Stufen, die mit schwarzen Punkten versehen sind. Die 

Stufen sind schon tagsüber schwer erkennbar. Ein weißer Anstrich wäre m. E. besser 

erkennbar gewesen. 

 

4. Strandweg 

 

im Strandweg neben Isi wurden Veränderungen bei den Parkplätzen vorgenommen. Bei dem 

provisorischen Zebrastreifen wurden zwischen den Aufkantungen und der Straße die 

Kantsteine gerundet. Teilweise haben die Aufkantungen und die Straße mit dem Zebrastreifen 

das gleiche Höhenniveau. Sehbehinderte Menschen können mit ihren Hilfsmitteln keine 

Höhenunterschiede ertasten. Das sollte bitte von der Verwaltung kontrolliert werden, da diese 

Maßnahme erst kürzlich beendet wurde. 

 

5. Parnaßteich 

 

im Sommer stinkt der Teich und daher wurde dieser ganzjährig belüftet. Im letzten Jahr hatte 

auch die Belüftung nicht ausgereicht und der Teich war völlig mit Grünalgen zugewachsen. 

Im Moment ist die Belüftung ausgeschaltet und der Teich fängt wieder an zu riechen. Was 

gedenkt die Verwaltung dagegen zu unternehmen? Gerade dieser Bereich wird vom Bauhof 

sehr gepflegt, jedoch der Teich wird völlig vernachlässigt. 



 

6. Planetenpfad 

 

Last, but not least ist die Frage: Wie kann die Verwaltung die Reparatur der Planetenstationen 

unterstützen? 

 

Die Planetenstation „Mars“ ist mutwillig beschädigt worden. Man hat versucht den Mars zu 

stehlen. Es ist versucht worden die Gestänge der Planetenstation mit ihren Betonfundamenten 

aus der Erde heraus zu drücken.  Die beiden hinteren Betonblöcke sind ein Stück 

herausgerissen worden. Evtl. könnte der Bauhof den Betonblöcke wieder in die Erde 

eingraben. Der Planetenlehrpfad wurde 2001 öffentlich eingeweiht. Nächstes Jahr wird dieser 

Planetenpfad 25 Jahre alt. Die Stadt sollte zudem eine Anzeige gegen Unbekannt stellen. 

 

 

Wedel, den 26.03.2025 

 

SPD-Fraktion im Rat der Stadt Wedel, 

 

 

Wolfgang Rüdiger 
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